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Gesetz 
vom 4. Mai 2017 

über die Abänderung des 
Sorgfaltspflichtgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 11. Dezember 2008 über berufliche Sorgfaltspflichten 
zur Bekämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und 
Terrorismusfinanzierung (Sorgfaltspflichtgesetz; SPG), LGBl. 2009 Nr. 47, 
in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 

Gegenstand und Zweck 

1) Dieses Gesetz regelt die Sicherstellung der Sorgfalt bei der berufs-
mässigen Ausübung der diesem Gesetz unterstellten Tätigkeiten. 

2) Es bezweckt die Bekämpfung der Geldwäscherei, organisierten 
Kriminalität und Terrorismusfinanzierung im Sinne des Strafgesetzbu-
ches (§§ 165, 278 bis 278d StGB). 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 159/2016 und 13/2017 
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3) Es dient zudem der Umsetzung bzw. Durchführung folgender 
EWR-Rechtsvorschriften: 
a) Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 
zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Par-
laments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 
2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73); 

b) Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geld-
transfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 
(ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1). 

4) Es lässt die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2015/847 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Über-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1781/2006 unberührt. 

Art. 2 Abs. 1 Bst. a, b, d, g, h und k bis z 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 
a) Aufgehoben 
b) "gemeinnützige, steuerbefreite Rechtsträger": Rechtsträger mit aus-

schliesslich gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken sind, durch 
deren Erfüllung die Allgemeinheit gefördert wird und die nachweis-
lich in ihrem Ansässigkeitsstaat von der Einkommenssteuer befreit 
sind. Eine Förderung der Allgemeinheit liegt insbesondere vor, wenn 
die Tätigkeit dem Gemeinwohl auf karitativem, religiösem, humani-
tärem, wissenschaftlichem, kulturellem, sittlichem, sozialem, sportli-
chem oder ökologischem Gebiet nützt, auch wenn durch die Tätig-
keit nur ein bestimmter Personenkreis gefördert wird; 

d) "gelegentliche Transaktionen": Geschäfte und Transaktionen, insbe-
sondere Geldwechsel, Barzeichnung von Kassa- und Anleihensobli-
gationen, Barkauf oder -verkauf von Inhaberpapieren und Einlösen 
von Schecks, sofern das Geschäft oder die Transaktion nicht über ein 
auf den Kunden lautendes bestehendes Konto oder Depot abgewi-
ckelt wird; 
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g) "Sitzbank": eine Bank, ein Finanzinstitut im Sinne von Art. 3 Ziff. 2 
der Richtlinie (EU) 2015/849 oder ein Institut, das Tätigkeiten aus-
übt, die denen einer Bank oder eines Finanzinstituts gleichwertig 
sind, das in einem Staat eingetragen ist, in dem es nicht physisch prä-
sent ist, so dass eine echte Leitung und Verwaltung stattfinden könnte, 
und das keiner regulierten Finanzgruppe angeschlossen ist; 

h) "politisch exponierte Personen": natürliche Personen, die wichtige 
öffentliche Ämter ausüben oder bis vor einem Jahr ausgeübt haben, 
und deren unmittelbare Familienmitglieder oder ihnen bekannter-
massen nahestehende Personen. Die Regierung regelt das Nähere mit 
Verordnung; 

k) "nationale Risikoanalyse": periodisch durchzuführende Ermittlung 
und Bewertung von bestehenden Risiken der Geldwäscherei und Ter-
rorismusfinanzierung sowie aller damit in Zusammenhang stehender 
Datenschutzprobleme mit dem Ziel der Förderung des Verständnisses 
und der Minderung bestehender Risiken; 

l) "Wechselstube": natürliche oder juristische Personen, deren Tätigkeit 
im Umtausch von gesetzlichen Zahlungsmitteln zu den offiziellen 
Wechselkursen oder von virtuellen Währungen gegen gesetzliche 
Zahlungsmittel und umgekehrt besteht. Als virtuelle Währungen sind 
digitale Geldeinheiten zu verstehen, welche gegen gesetzliche Zah-
lungsmittel getauscht, zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen 
oder zur Wertaufbewahrung verwendet werden können und somit 
die Funktion von gesetzlichen Zahlungsmitteln übernehmen; 

m) "Korrespondenzbankbeziehung": 
1. die Erbringung von Bankdienstleistungen durch eine Bank als 

Korrespondenzbank für eine andere Bank als Respondenzbank; 
hierzu zählen unter anderem die Unterhaltung eines Kontokor-
rent- oder eines anderen Bezugskontos und die Erbringung damit 
verbundener Leistungen wie Verwaltung von Barmitteln, interna-
tionale Geldtransfers, Scheckverrechnung, Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit Durchlaufkonten und Devisengeschäfte; 

2. die Beziehungen zwischen Banken und Finanzinstituten im Sinne 
von Art. 3 Ziff. 2 der Richtlinie (EU) 2015/849, sowohl mit- als 
auch untereinander, wenn ähnliche Leistungen durch ein Korres-
pondenzinstitut für ein Respondenzinstitut erbracht werden; dies 
umfasst unter anderem Beziehungen, die für Wertpapiergeschäfte 
oder Geldtransfers aufgenommen wurden; 

n) "diskretionär ausgestalteter Rechtsträger": ein Rechtsträger mit einem 
oder mehreren Ermessensbegünstigten; 
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o) "Ermessensbegünstigte": Personen, die dem durch den Stifter, Grün-
der oder Treugeber benannten Begu ̈nstigtenkreis angehören und de-
ren mögliche Begünstigung in das Ermessen des Stiftungsrats, Ver-
waltungsrats oder Treunehmers oder einer anderen dazu berufenen 
Stelle gestellt ist. Hierzu gehören auch Personen, deren Begünstigung 
ausschliesslich der Höhe oder dem Zeitpunkt nach in das Ermessen 
des Stiftungsrats, Verwaltungsrats oder Treunehmers oder einer an-
deren dazu berufenen Stelle gestellt ist; 

p) "Ausschüttungsempfänger": Ermessensbegünstigter, der eine Zuwen-
dung aus dem Vermögen oder den Erträgnissen eines diskretionär 
ausgestalteten Rechtsträgers erhält. Dieser Vermögensvorteil kann aus 
bankfähigen und nicht-bankfähigen Vermögenswerten bestehen; 

q) "transaktionsbezogene Unterlagen": sämtliche Unterlagen, die eine 
Rekonstruktion individueller Transaktionen einschliesslich der Höhe 
und Währung erlauben; 

r) "Mitglieder der Leitungsebene": natürliche Personen, die Mitglieder 
der Geschäftsleitung, des Verwaltungsrats, des Aufsichtsrats, des Vor-
stands oder Personen in einer vergleichbaren Funktion sind; 

s) "Gruppe": eine Gruppe von Unternehmen, die aus einem Mutterun-
ternehmen, seinen Tochterunternehmen und den Unternehmen, an 
denen das Mutterunternehmen oder seine Tochterunternehmen eine 
Beteiligung halten, besteht, sowie Unternehmen, die untereinander 
durch eine Beziehung im Sinne von Art. 1097 des Personen- und Ge-
sellschaftsrechts verbunden sind; 

t) "Dienstleister für Rechtsträger": natürliche oder juristische Personen, 
die über eine der folgenden Bewilligungen verfügen: 
1. Bewilligung zur umfassenden oder eingeschränkten Tätigkeit im 

Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. b oder c des Treuhändergesetzes; 
2. Bewilligung nach dem Gesetz betreffend die Aufsicht über Perso-

nen nach Art. 180a des Personen- und Gesellschaftsrechts; oder 
3. Bewilligung nach dem Gewerbegesetz, die vorbehaltlich Ziff. 1 

und 2 zur Erbringung von Dienstleistungen nach Art. 3 Abs. 1 
Bst. k Ziff. 2 bis 5 berechtigt; 

u) "Staaten mit strategischen Mängeln": Staaten, deren nationale Syste-
me zur Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzie-
rung gemäss den delegierten Rechtsakten der Kommission nach Art. 9 
Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2015/849 oder gemäss den Bewertungen 
internationaler Stellen zur Bekämpfung der Geldwäscherei und Ter-
rorismusfinanzierung strategische Mängel aufweisen, die wesentliche 
Risiken für das Finanzsystem darstellen; 
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v) "Aufsichtsbehörde": die Finanzmarktaufsicht (FMA) oder die Liech-
tensteinische Rechtsanwaltskammer; 

w) "Angehörige von steuerberatenden Berufen": natürliche oder juristi-
sche Personen, die über eine der folgenden Bewilligungen verfügen: 
1. Bewilligung zur umfassenden Tätigkeit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 

Bst. b des Treuhändergesetzes; oder 
2. Bewilligung nach dem Gesetz über die Wirtschaftsprüfer und Re-

visionsgesellschaften; 
x) "externe Buchhalter": natürliche oder juristische Personen, die für 

Dritte Leistungen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. n erbringen sowie 
über eine der folgenden Bewilligungen verfügen: 
1. Bewilligung zur umfassenden Tätigkeit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 

Bst. b des Treuhändergesetzes; 
2. Bewilligung nach dem Gesetz über die Wirtschaftsprüfer und Re-

visionsgesellschaften; oder 
3. Bewilligung nach dem Gewerbegesetz zur Ausübung der Tätig-

keiten eines Buchhalters; 
y) "EWR-Herkunftsstaat": ein EWR-Mitgliedstaat, in dem sich der Sitz 

oder die Hauptverwaltung des Sorgfaltspflichtigen befindet; 
z) "Europäische Aufsichtsbehörden": die Europäische Bankenaufsichts-

behörde (EBA), die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbe-
hörde (ESMA) und die Europäische Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA). 

Art. 3 Abs. 1 Bst. c, h, k, m Einleitungssatz und Ziff. 5, Bst. n, o, q bis v 
sowie Abs. 2 und 3 

1) Dieses Gesetz gilt für Sorgfaltspflichtige. Dies sind: 
c) Organismen für gemeinsame Anlagen, welche ihre Anteilscheine oder 

Anteile vertreiben; die Sorgfaltspflichten sind durch den selbstverwal-
teten Organismus für gemeinsame Anlagen sowie beim fremdverwal-
teten Organismus für gemeinsame Anlagen durch die Verwaltungsge-
sellschaft gemäss UCITSG oder IUG oder den Verwalter alternativer 
Investmentfonds gemäss AIFMG vorzunehmen; 

h) Zahlungsdienstleister mit einer Bewilligung nach dem Zahlungsdienste-
gesetz; 
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k) Dienstleister für Rechtsträger, die berufsmässig eine der folgenden 
Dienstleistungen auf fremde Rechnung erbringen: 
1. Gründung von Gesellschaften oder anderen juristischen Personen; 
2. Ausübung der Leitungs- oder Geschäftsführungsfunktion einer 

Gesellschaft, der Funktion eines Gesellschafters einer Personenge-
sellschaft oder einer vergleichbaren Funktion bei einer anderen ju-
ristischen Person oder Bestellung einer anderen Person für die zu-
vor genannten Funktionen; 

3. Bereitstellung eines Sitzes, einer Geschäfts-, Post- oder Verwal-
tungsadresse und anderer damit zusammenhängender Dienstleis-
tungen für einen Rechtsträger; 

4. Ausübung der Funktion eines Stiftungsrats einer Stiftung, Trus-
tees eines Trusts oder eines ähnlichen Rechtsträgers oder Bestel-
lung einer anderen Person für die zuvor genannten Funktionen; 

5. Ausübung der Funktion eines nominellen Anteilseigners für eine 
andere Person, bei der es sich nicht um eine an einem geregelten 
Markt notierte Gesellschaft handelt, die dem EWR-Recht ent-
sprechenden Offenlegungsanforderungen oder gleichwertigen in-
ternationalen Standards unterliegt, oder Bestellung einer anderen 
Person für die zuvor genannten Funktionen; 

m) Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsgesellschaften mit einer Zulassung 
nach dem Rechtsanwaltsgesetz sowie Rechtsagenten im Sinne von 
Art. 108 des Rechtsanwaltsgesetzes, soweit sie für ihre Klienten Steuer-
beratungen durchführen oder an der Planung und Durchführung von 
Finanz- oder Immobilientransaktionen mitwirken, die Folgendes be-
treffen: 
5. die Verwaltung von Trusts, Gesellschaften, Stiftungen oder ähnli-

chen Rechtsträgern; 
n) Angehörige von steuerberatenden Berufen und externe Buchhalter, 

soweit sie für ihre Klienten an der Planung und Durchführung von 
Finanz- oder Immobilientransaktionen mitwirken, die die in Bst. m 
Ziff. 1 bis 5 genannten Tätigkeiten betreffen; 

o) Aufgehoben 
q) Personen, die mit Gütern handeln, soweit die Bezahlung in bar er-

folgt und sich der Betrag auf 10 000 Franken oder mehr beläuft, un-
abhängig davon, ob das Geschäft in einem einzigen Vorgang oder in 
mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen 
scheint, getätigt wird; 

r) Aufgehoben 
s) Aufgehoben 
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t) Aufgehoben 
u) Aufgehoben 
v) Aufgehoben 

2) Sorgfaltspflichtige sind auch liechtensteinische Zweigstellen, Agen-
ten und Repräsentanzen von ausländischen Unternehmen, die Tätigkei-
ten im Sinne des Abs. 1 Bst. a bis i ausüben. 

3) Die folgenden Sorgfaltspflichtigen haben die Aufnahme ihrer Tä-
tigkeit bei der zuständigen Aufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich zu 
melden: 
a) Wechselstuben nach Abs. 1 Bst. f; 
b) Dienstleister für Rechtsträger, die berufsmässig Dienstleistungen nach 

Abs. 1 Bst. k Ziff. 2 bis 5 erbringen und über eine entsprechende Be-
willigung nach dem Gewerbegesetz verfügen; 

c) Rechtsanwälte, Rechtsanwaltsgesellschaften und Rechtsagenten nach 
Abs. 1 Bst. m; 

d) Angehörige von steuerberatenden Berufen nach Abs. 1 Bst. n mit 
Ausnahme von Treuhändern und Treuhandgesellschaften mit einer 
Bewilligung zur umfassenden Tätigkeit nach Art. 3 Abs. 1 Bst. b des 
Treuhändergesetzes; 

e) externe Buchhalter nach Abs. 1 Bst. n mit Ausnahme von Treuhän-
dern und Treuhandgesellschaften mit einer Bewilligung zur umfas-
senden Tätigkeit nach Art. 3 Abs. 1 Bst. b des Treuhändergesetzes; 

f) Immobilienmakler nach Abs. 1 Bst. p; 
g) Personen, die mit Gütern handeln, nach Abs. 1 Bst. q. 

Art. 4 Bst. b und c 

Aufgehoben 

Art. 5 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. bbis, Abs. 2 Bst. b, e bis g und Abs. 3 
Bst. b 

1) Die Sorgfaltspflichtigen haben in den in Abs. 2 genannten Fällen 
folgende Pflichten in risikobasiertem Umfang wahrzunehmen: 
bbis) Feststellung und Überprüfung der Identität des Ausschüttungsemp-

fängers diskretionär ausgestalteter Rechtsträger und des Begünstig-
ten von Lebensversicherungen und anderer Versicherungen mit An-
lagezweck (Art. 7a und 7b); 
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2) Die Sorgfaltspflichten sind in folgenden Fällen wahrzunehmen: 
b) bei Abwicklung von gelegentlichen Transaktionen: 

1. die 15 000 Franken oder mehr betragen, und zwar unabhängig da-
von, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder in meh-
reren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen 
scheint, getätigt wird; oder 

2. bei denen es sich um Geldtransfers im Sinne von Art. 3 Ziff. 9 der 
Verordnung (EU) 2015/847 von mehr als 1 000 Franken handelt; 

e) bei Abwicklung gelegentlicher Transaktionen in bar in Höhe von 
10 000 Franken oder mehr durch Personen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. q, 
und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen 
Vorgang oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbin-
dung zu bestehen scheint, ausgeführt wird; 

f) bei Spielbanken und Anbietern von Online-Geldspielen nach Art. 3 
Abs. 1 Bst. l im Zusammenhang mit Gewinnen oder Einsätzen bei 
Geldspielen oder mit beidem bei Ausführung von Transaktionen in 
Höhe von 2 000 Franken oder mehr, und zwar unabhängig davon, ob 
die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder in mehreren Vor-
gängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen scheint, ausge-
führt wird; 

g) bei Wechselstuben nach Art. 3 Abs. 1 Bst. f im Zusammenhang mit 
dem Umtausch von virtuellen Währungen gegen gesetzliche Zah-
lungsmittel und umgekehrt in Höhe von 1 000 Franken, und zwar 
unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang 
oder in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu 
bestehen scheint, getätigt wird. 

3) Können die Sorgfaltspflichten nicht wahrgenommen werden: 
b) muss der Sorgfaltspflichtige die bestehende Geschäftsbeziehung un-

geachtet anderer gesetzlicher oder vertraglicher Bestimmungen, je-
doch vorbehaltlich Art. 35 und 35a, unter hinreichender Dokumenta-
tion des Abflusses der Vermögenswerte abbrechen. Allfällige Mittei-
lungspflichten nach Art. 17 bis 19 bleiben hiervon unberührt. 
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Sachüberschrift vor Art. 7 

Feststellung und Überprüfung der Identität der wirtschaftlich 
berechtigten Person 

Art. 7 Sachüberschrift 

a) Grundsatz 

Art. 7a 

b) Diskretionär ausgestaltete Rechtsträger 

1) Die Sorgfaltspflichtigen haben bei diskretionär ausgestalteten Rechts-
trägern ausreichende Informationen über jene Personen einzuholen, in 
deren Interesse der Rechtsträger in erster Linie errichtet oder betrieben 
wird, um sicherzugehen, dass sie im Zeitpunkt der Auszahlung in der 
Lage sein werden, deren Identität festzustellen. 

2) Die Sorgfaltspflichtigen haben bei diskretionär ausgestalteten Rechts-
trägern im Zeitpunkt der Auszahlung die Identität des Ausschüttungs-
empfängers festzustellen und durch angemessene Massnahmen zu über-
prüfen; für Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a gilt dies nur in 
Bezug auf Vermögenswerte, die bei ihnen gebucht wurden. Handelt es 
sich bei dem Ausschüttungsempfänger um einen Rechtsträger, so sind die 
daran wirtschaftlich berechtigten Personen als Ausschüttungsempfänger 
festzustellen und durch angemessene Massnahmen zu überprüfen. 

3) Die Sorgfaltspflichtigen, die berufsmässig Dienstleistungen nach 
Art. 3 Abs. 1 Bst. k Ziff. 2 oder 4 gegenüber einem diskretionär ausge-
stalteten Rechtsträger erbringen, müssen die nach Abs. 1 und 2 erhobe-
nen Informationen unmittelbar und unaufgefordert nach deren Erhe-
bung anderen Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 übermitteln, mit 
welchen der betreffende Rechtsträger eine entsprechende Geschäftsbe-
ziehung unterhält, sofern es um Vermögenswerte geht, die bei dem ande-
ren Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 gebucht sind. 

4) Die Sorgfaltspflichtigen sind - mit Ausnahme der Dienstleister für 
Rechtsträger - von den Pflichten nach Abs. 1 und 2 in Bezug auf jene 
Rechtsträger befreit, gegenüber denen ein inländischer Dienstleister für 
Rechtsträger berufsmässig Dienstleistungen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 
Bst. k Ziff. 2 oder 4 erbringt. Die Sorgfaltspflichtigen dürfen sich in der 
Folge darauf verlassen, dass sich kein Sachverhalt nach Abs. 2 ereignet 
hat, so lange sie durch den Dienstleister für Rechtsträger keine entspre-
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chenden Informationen erhalten. Die Sorgfaltspflichtigen müssen die über-
mittelten Informationen im Sorgfaltspflichtakt dokumentieren. 

5) Bei gemeinnützigen, steuerbefreiten Rechtsträgern nach Art. 2 
Abs. 1 Bst. b ist keine Feststellung und Überprüfung der Ausschüttungs-
empfänger nach Abs. 2 erforderlich. 

6) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 7b 

c) Versicherungsverträge 

1) Versicherungsunternehmen haben bei Lebensversicherungen und 
anderen Versicherungen mit Anlagezweck hinsichtlich der Begünstigten 
folgende Pflichten zu erfüllen: 
a) Bei Begünstigten, die als namentlich genannte natürliche Person oder 

als Rechtsträger identifiziert werden, halten sie den Namen dieser 
Person fest. 

b) Bei Begünstigten, die nach Merkmalen oder nach Kategorie oder auf 
andere Weise bestimmt werden, holen sie ausreichende Informatio-
nen über diese Begünstigten ein, um sicherzugehen, dass sie im Zeit-
punkt der Auszahlung in der Lage sein werden, ihre Identität festzu-
stellen. 

2) Die Versicherungsunternehmen haben bei Lebensversicherungen 
und anderen Versicherungen mit Anlagezweck im Zeitpunkt der Aus-
zahlung die Identität des Begünstigten festzustellen und durch angemes-
sene Massnahmen zu überprüfen. Handelt es sich bei dem Begünstigten 
um einen Rechtsträger, so sind die an diesem wirtschaftlich berechtigten 
Personen festzustellen und zu überprüfen. 

Art. 8 Abs. 2 

2) Sie haben sicherzustellen, dass die im Geschäftsprofil enthaltenen 
Daten und Informationen aktualisiert werden. Sie haben dafür in risiko-
basierten Zeitabständen zu prüfen, ob die im Geschäftsprofil enthaltenen 
Daten und Informationen noch aktuell sind. 
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Art. 9 Abs. 1 und 2 

1) Die Sorgfaltspflichtigen müssen zeitnah eine risikoadäquate Über-
wachung ihrer Geschäftsbeziehungen, einschliesslich der im Verlauf der 
Geschäftsbeziehung abgewickelten Transaktionen, durchführen, um 
sicherzustellen, dass diese mit dem Geschäftsprofil (Art. 8) übereinstim-
men. 

2) Sie haben sicherzustellen, dass die Risiken, die von der Entwick-
lung neuer Produkte oder Geschäftspraktiken oder von der Verwendung 
neuer oder weiterentwickelter Technologien ausgehen, im Voraus einge-
schätzt und im Rahmen der Risikobewertung nach Art. 9a berücksichtigt 
werden. 

Art. 9a 

Risikobewertung 

1) Die Sorgfaltspflichtigen haben in einer Risikobewertung die für sie 
bestehenden Risiken in Bezug auf Geldwäscherei, organisierte Kriminali-
tät und Terrorismusfinanzierung zu ermitteln und zu bewerten. 

2) Für die Erstellung der Risikobewertung sind vorbehaltlich Art. 10 
Abs. 4 und Art. 11 Abs. 7 insbesondere die in den Anhängen 1 und 2 
genannten Faktoren und möglichen Anzeichen für ein potenziell gerin-
geres und höheres Risiko zu berücksichtigen. Die Risikobewertung hat 
zudem die Ergebnisse der nationalen Risikoanalyse nach Art. 29b zu 
berücksichtigen. 

3) Die Risikobewertung muss dokumentiert und aktuell gehalten und 
der zuständigen Aufsichtsbehörde im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit 
zur Verfügung gestellt werden. 

4) Die Sorgfaltspflichtigen müssen in ihren internen Weisungen Kri-
terien festlegen, die Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit erhöh-
ten Risiken bezeichnen, und die jeweiligen Geschäftsbeziehungen und 
Transaktionen dementsprechend zuordnen. 

5) Die Sorgfaltspflichtigen müssen wirksame interne Kontroll- und 
Überwachungsmassnahmen zur Minderung der im Rahmen der nationa-
len Risikoanalyse nach Art. 29b und der Risikobewertung nach Abs. 1 
identifizierten Risiken definieren. Die internen Kontroll- und Überwa-
chungsmassnahmen umfassen insbesondere: 
a) die Ausgestaltung der Sorgfaltspflichten nach Art. 5 Abs. 1; 
b) die Dokumentation nach Art. 20; und 
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c) die Ausgestaltung der internen Organisation und der internen Wei-
sungen nach Art. 21. 

6) Die Risikobewertung nach Abs. 1 und die Massnahmen zur Min-
derung der Risiken nach Abs. 5 müssen in einem angemessenen Verhält-
nis zu Art und Grösse des Sorgfaltspflichtigen stehen. 

7) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 10 

Vereinfachte Sorgfaltspflichten 

1) Stellen Sorgfaltspflichtige aufgrund einer angemessenen Risikobe-
wertung nach Art. 9a fest, dass in bestimmten Bereichen nur ein geringe-
res Risiko in Bezug auf Geldwäscherei, organisierte Kriminalität und 
Terrorismusfinanzierung besteht, so kann der Sorgfaltspflichtige verein-
fachte Sorgfaltspflichten im Sinne von Anhang 1 Abschnitt B auf die 
jeweilige Geschäftsbeziehung oder Transaktion anwenden. 

2) Bevor die Sorgfaltspflichtigen vereinfachte Sorgfaltspflichten anwen-
den, haben sie sich zu vergewissern, dass die Geschäftsbeziehung oder 
Transaktion tatsächlich mit einem geringeren Risiko verbunden ist. 

3) Die Sorgfaltspflichtigen müssen die Transaktionen und Geschäfts-
beziehungen in ausreichendem Umfang überwachen, um die Aufdeckung 
ungewöhnlicher oder verdächtiger Transaktionen zu ermöglichen. 

4) Die Regierung regelt das Nähere über die vereinfachten Sorgfalts-
pflichten mit Verordnung. Sie kann insbesondere: 
a) weitere Faktoren und Anzeichen festlegen, die bei der Risikobewer-

tung nach Art. 9a zu berücksichtigen sind; 
b) Kunden-, Produkt-, Dienstleistungs-, Transaktions-, Vertriebskanal 

oder Länderkategorien bezeichnen, bei denen vereinfachte Sorgfalts-
pflichten angewendet werden können, sofern nur ein geringeres Risiko 
in Bezug auf Geldwäscherei, organisierte Kriminalität und Terroris-
musfinanzierung besteht; 

c) neben den vereinfachten Sorgfaltspflichten im Sinne von Anhang 1 
Abschnitt B weitere Massnahmen bezeichnen, die im Rahmen der ver-
einfachten Sorgfaltspflichten angewendet werden können. 
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Art. 11 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 Bst. a, c und d, Abs. 4a, 5 Einleitungssatz, 
Bst. a und b, Abs. 6 Bst. b sowie Abs. 7 

1) Stellen Sorgfaltspflichtige aufgrund einer angemessenen Risikobe-
wertung nach Art. 9a erhöhte Risiken fest, müssen sie auf die ermittelten 
Geschäftsbeziehungen und Transaktionen zusätzlich zu den in Art. 5 bis 9 
genannten Sorgfaltspflichten verstärkte Sorgfaltspflichten im Sinne von 
Anhang 2 Abschnitt B anwenden, um die erhöhten Risiken angemessen 
zu beherrschen und zu mindern. In den in den Abs. 4 bis 6 genannten 
Fällen ist immer von Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit er-
höhten Risiken auszugehen. 

2) Aufgehoben 

3) Aufgehoben 

4) Hinsichtlich Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit poli-
tisch exponierten Personen müssen die Sorgfaltspflichtigen: 
a) angemessene, risikobasierte Verfahren einsetzen, mit denen bestimmt 

werden kann, ob es sich beim Vertragspartner, bei der wirtschaftlich 
berechtigten Person oder beim Ausschüttungsempfänger um eine po-
litisch exponierte Person handelt oder nicht; 

c) alljährlich die Zustimmung mindestens eines Mitglieds der Leitungs-
ebene über die Weiterführung von Geschäftsbeziehungen mit poli-
tisch exponierten Personen einholen; davon ausgenommen sind Per-
sonen mit wichtigen Ämtern im Inland, deren Familienmitglieder oder 
bekanntermassen nahestehende Personen; 

d) die Geschäftsbeziehung einer verstärkten fortlaufenden Überwachung 
unterziehen. 

4a) Die Sorgfaltspflichtigen müssen angemessene Massnahmen tref-
fen, um zu bestimmen, ob es sich bei den nach Art. 7b Abs. 2 festgestell-
ten Begünstigten um eine politisch exponierte Person handelt. Diese 
Massnahmen sind spätestens vor Auszahlung der Versicherungserlöse zu 
treffen. Wird eine politisch exponierte Person festgestellt, so sind die 
Sorgfaltspflichtigen verpflichtet: 
a) mindestens ein Mitglied der Leitungsebene vor Auszahlung der Ver-

sicherungserlöse zu unterrichten; 
b) die gesamte Geschäftsbeziehung einer verstärkten fortlaufenden Über-

wachung zu unterziehen. 

5) Bei grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen mit 
Respondenzinstituten mit Sitz in einem Drittstaat müssen Sorgfalts-
pflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a bis i sicherstellen, dass sie: 
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a) ausreichende Informationen über das Respondenzinstitut haben, um 
die Art seiner Geschäftstätigkeit zu verstehen und aufgrund öffent-
lich verfügbarer Informationen seinen Ruf und die Qualität seiner 
Beaufsichtigung bewerten zu können; 

b) die Kontrollen zur Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terro-
rismusfinanzierung prüfen, die das Respondenzinstitut vornimmt; 

6) Folgende Geschäftsbeziehungen und Transaktionen müssen die 
Sorgfaltspflichtigen intensiviert überwachen und deren Hintergrund und 
Zweck, soweit wie möglich, abklären und die Ergebnisse schriftlich fest-
halten: 
b) Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit Vertragspartnern oder 

wirtschaftlich berechtigten Personen, die in Staaten mit strategischen 
Mängeln niedergelassen sind. 

7) Die Regierung regelt das Nähere über die verstärkten Sorgfalts-
pflichten mit Verordnung. Sie kann insbesondere: 
a) weitere Faktoren und Anzeichen festlegen, die bei der Risikobewer-

tung nach Art. 9a anzuwenden sind; 
b) Kunden-, Produkt-, Dienstleistungs-, Transaktions-, Vertriebskanals- 

oder Länderkategorien bezeichnen, bei denen verstärkte Sorgfalts-
pflichten angewendet werden können, sofern ein erhöhtes Risiko in 
Bezug auf Geldwäscherei, organisierte Kriminalität und Terrorismus-
finanzierung besteht; 

c) neben den verstärkten Sorgfaltspflichten im Sinne von Anhang 2 
Abschnitt B weitere Massnahmen bezeichnen, die im Rahmen der 
verstärkten Sorgfaltspflichten anzuwenden sind; 

d) ungeachtet der delegierten Rechtsakte der Kommission nach Art. 9 
Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2015/849 und gestützt auf Bewertungen 
internationaler Stellen zur Bekämpfung der Geldwäscherei und der 
Terrorismusfinanzierung zusätzliche Staaten mit strategischen Män-
geln identifizieren; 

e) für Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit Vertragspartnern 
oder wirtschaftlich berechtigten Personen, die in Staaten mit strategi-
schen Mängeln niedergelassen sind, Melde- oder Bewilligungspflich-
ten vorsehen. 
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Art. 12 

Angaben zum Auftraggeber oder Begünstigten bei Geldtransfers 

1) Auf die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber oder Be-
günstigten bei Geldtransfers findet die Verordnung (EU) 2015/847 An-
wendung. 

2) Die Verordnung (EU) 2015/847 ist nicht auf Inlandsgeldtransfers 
auf ein Zahlungskonto eines Begünstigten anzuwenden, auf das aus-
schliesslich Zahlungen für die Lieferung von Gütern oder Dienstleistun-
gen vorgenommen werden können, wenn: 
a) der Zahlungsdienstleister des Begünstigten der Richtlinie (EU) 2015/849 

unterliegt; 
b) der Zahlungsdienstleister des Begünstigten in der Lage ist, anhand 

einer individuellen Transaktionskennziffer über den Begünstigten 
den Geldtransfer bis zu der Person zurückzuverfolgen, die mit dem 
Begünstigten eine Vereinbarung über die Lieferung von Gütern oder 
Dienstleistungen getroffen hat; und 

c) der überwiesene Betrag höchstens 1 000 Franken beträgt. 

3) Die FMA kann im Rahmen von Art. 25 der Verordnung (EU) 
2015/847 das Nähere zu den Pflichten der Zahlungsdienstleister regeln. 

Art. 14 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 

1) Die Sorgfaltspflichtigen können, soweit die Erfüllung der Pflichten 
nach diesem Gesetz gewährleistet ist, die Sorgfaltspflichten nach Art. 5 
Abs. 1 Bst. a bis c vornehmen lassen durch: 
b) eine in einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder Drittstaat ansässige 

natürliche oder juristische Person: 
1. deren Sorgfalts- und Aufbewahrungspflichten den in der Richtli-

nie (EU) 2015/849 festgelegten Anforderungen entsprechen; 
2. deren Einhaltung der Anforderungen nach Ziff. 1 in einer Weise 

beaufsichtigt wird, die mit Kapitel VI Abschnitt 2 der Richtlinie 
(EU) 2015/849 in Einklang steht; und 

3. die nicht in einem Staat mit strategischen Mängeln nach Art. 2 
Abs. 1 Bst. u niedergelassen ist. 
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3) Die FMA erlässt gestützt auf Bewertungen internationaler Stellen 
zur Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung eine 
Liste der Staaten, deren Systeme zur Bekämpfung der Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung die Anforderungen nach Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 
und 2 erfüllen. 

Art. 15 

Erbringung gemeinsamer Dienstleistungen 

1) Erbringen mehrere Sorgfaltspflichtige Leistungen auf gemeinsame 
Rechnung und unter Verwendung derselben Firma, können die Sorg-
faltspflichten nach Art. 5 Abs. 1 durch den mandatsführenden Sorgfalts-
pflichtigen allein wahrgenommen werden, sofern es sich um dieselbe 
Geschäftsbeziehung handelt. Dies gilt auch, wenn mehrere Sorgfalts-
pflichtige auf gemeinsame Rechnung und unter Verwendung derselben 
Firma in der Funktion eines Gesellschafters einer Personengesellschaft 
oder eines Organs oder Geschäftsführers eines Rechtsträgers auf fremde 
Rechnung oder in einer vergleichbaren Funktion auf fremde Rechnung 
desselben Rechtsträgers im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. k Ziff. 2 oder 4 
tätig sind. 

2) Sind mehrere Sorgfaltspflichtige, die nicht auf gemeinsame Rech-
nung und nicht unter Verwendung derselben Firma handeln, in der 
Funktion eines Gesellschafters einer Personengesellschaft oder eines 
Organs oder Geschäftsführers eines Rechtsträgers auf fremde Rechnung 
oder in einer vergleichbaren Funktion auf fremde Rechnung desselben 
Rechtsträgers im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Bst. k Ziff. 2 oder 4 tätig, so ist 
es zulässig, die Erfüllung der Sorgfaltspflichten nach Art. 5 Abs. 1 durch 
einen dieser Funktionsträger als mandatsführenden Sorgfaltspflichtigen 
vornehmen zu lassen. Die Sorgfaltspflichtigen, die diese Pflichten nicht 
persönlich erfüllen, bleiben für die Einhaltung derselben verantwortlich. 

3) Sorgfaltspflichtige, welche die Pflichten nach Abs. 1 oder 2 nicht 
persönlich erfüllen, müssen sicherstellen, dass: 
a) sie auf Verlangen jederzeit Einsicht in die Sorgfaltspflichtakten erhal-

ten; und 
b) mittels schriftlicher Vereinbarung ein Sorgfaltspflichtiger zur Wahr-

nehmung der Pflichten bestimmt und die ordnungsgemässe Erfüllung 
der Pflichten angemessen überprüft wird. 
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Art. 16 

Globale Anwendung des sorgfaltspflichtrechtlichen Standards 

1) Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a bis i, welche Teil einer 
Gruppe sind, müssen gruppenweit anwendbare Strategien und Verfah-
ren, darunter Datenschutzstrategien und Verfahren für den Informati-
onsaustausch innerhalb der Gruppe für die Zwecke der Bekämpfung von 
Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung 
einrichten. Diese Strategien und Verfahren müssen auf Ebene der Zweig-
stellen, Agenten, Repräsentanzen sowie der mehrheitlich im Besitz der 
Sorgfaltspflichtigen befindlichen Tochterunternehmen in EWR-Mitglied-
staaten und Drittstaaten wirksam umgesetzt werden. Die Sorgfaltspflich-
tigen haben ihre gruppenweiten Strategien und Verfahren in Drittstaaten, 
in denen die Mindestanforderungen an die Bekämpfung von Geldwä-
scherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung weniger 
streng sind als jene nach diesem Gesetz, an die Mindestanforderungen 
nach diesem Gesetz anzupassen, soweit das ausländische Recht dies zu-
lässt. 

2) Die Sorgfaltspflichtigen nach Abs. 1 mit Zweigstellen, Agenten, 
Repräsentanzen sowie mehrheitlich im Besitz der Sorgfaltspflichtigen 
befindlichen Tochterunternehmen in einem anderen EWR-Mitgliedstaat 
müssen sicherstellen, dass diese Niederlassungen den zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2015/849 und zur Durchführung der Verordnung (EU) 
2015/847 verabschiedeten nationalen Rechtsvorschriften des anderen 
EWR-Mitgliedstaates Folge leisten. 

3) Sofern Zweigstellen und die mehrheitlich in ihrem Besitz befindli-
chen Tochterunternehmen von Sorgfaltspflichtigen nach Abs. 1 in einem 
Drittstaat nicht in der Lage sind, die nach Abs. 1 geforderten Massnah-
men, einschliesslich derer in Bezug auf den Datenschutz, aufgrund von 
Einschränkungen durch das ausländische Recht einzuhalten, informieren 
die Sorgfaltspflichtigen die FMA. Die Sorgfaltspflichtigen ergreifen in 
diesem Fall zusätzliche Massnahmen, um dem Risiko von Geldwäsche-
rei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung wirkungsvoll 
zu begegnen. Reichen diese zusätzlichen Massnahmen nicht aus, so kann 
die FMA: 
a) der Gruppe das Eingehen von Geschäftsbeziehungen in dem betref-

fenden Drittstaat verbieten oder verlangen, bestehende Geschäftsbe-
ziehungen zu beenden; 

b) die Durchführung von Transaktionen in dem betreffenden Drittstaat 
verbieten; oder 

c) nötigenfalls verlangen, dass die Gruppe ihre Geschäfte in dem be-
troffenen Drittstaat einstellt. 
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4) Im Falle des Abs. 3 unterrichtet die FMA die Europäischen Auf-
sichtsbehörden. 

5) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln. 

Art. 16a 

Informationsweitergabe unter Sorgfaltspflichtigen 

1) Die Weitergabe von Informationen in nachfolgenden Bereichen 
geht allen staatlich anerkannten Pflichten zur Verschwiegenheit vor: 
a) im Rahmen von Delegationsverhältnissen nach Art. 14; und 
b) bei der Inanspruchnahme von Korrespondenzbankdienstleistungen 

nach Art. 2 Abs. 1 Bst. m. 

2) Art. 17 Abs. 2 findet sinngemäss Anwendung. 

Überschrift vor Art. 17 

III. Pflichten bei Verdacht auf Geldwäscherei, organisierte Kriminalität 
und Terrorismusfinanzierung 

Art. 17 

Pflicht zur Mitteilung an die Stabsstelle FIU 

1) Besteht der Verdacht auf Geldwäscherei, eine Vortat der Geldwä-
scherei, organisierte Kriminalität oder Terrorismusfinanzierung, müssen 
die Sorgfaltspflichtigen der Stabsstelle Financial Intelligence Unit (FIU) 
umgehend schriftlich Mitteilung machen; die Verantwortung für die 
Erstattung der Mitteilung obliegt dabei dem für die Einhaltung dieses 
Gesetzes bestimmten Mitglied auf Leitungsebene. Ebenso unterstehen 
die Aufsichtsbehörden und alle Amtsstellen der Landesverwaltung der 
Mitteilungspflicht an die Stabsstelle FIU. Die Regierung regelt das Vor-
gehen bei der Erstattung der Mitteilung mit Verordnung. 

2) Rechtsanwälte, Rechtsanwaltsgesellschaften und Rechtsagenten so-
wie Wirtschaftsprüfer, Revisionsgesellschaften und spezialgesetzliche Re-
visionsstellen sind zu einer Mitteilung an die Stabsstelle FIU dann nicht 
verpflichtet, wenn es sich um Informationen handelt, die sie erhalten 
haben: 
a) von einem oder über einen Klienten im Rahmen der Beurteilung der 

Rechtslage für diesen; oder 
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b) im Rahmen ihrer Tätigkeit als Verteidiger oder Vertreter dieses Kli-
enten in einem Gerichtsverfahren oder betreffend ein solches, ein-
schliesslich einer Beratung über das Betreiben oder Vermeiden eines 
Verfahrens, vor oder nach einem derartigen Verfahren bzw. während 
eines derartigen Verfahrens. 

Art. 18 Abs. 1, 3 und 4 

1) Sorgfaltspflichtige dürfen Transaktionen, bei denen eine Pflicht zur 
Erstattung einer Verdachtsmitteilung nach Art. 17 Abs. 1 besteht, erst 
nach Erstattung dieser Mitteilung durchführen. Ist eine vorgängige Mit-
teilung von solchen Transaktionen nicht möglich oder würde die Verfol-
gung der Person, die mutmasslich in Geldwäscherei, Vortaten der Geld-
wäscherei, organisierte Kriminalität oder Terrorismusfinanzierung invol-
viert ist, behindert, so kann die Mitteilung nach Art. 17 Abs. 1 aus-
nahmsweise unmittelbar nach Durchführung der Transaktion erfolgen. 
Vorbehalten bleiben gerichtliche Massnahmen. 

3) Die Stabsstelle FIU kann ungeachtet von erstatteten Verdachtsmit-
teilungen anordnen, dass eine laufende Transaktion, die im Zusammen-
hang mit Geldwäscherei, Vortaten zur Geldwäscherei, organisierter 
Kriminalität oder Terrorismusfinanzierung stehen könnte, für eine Frist 
von höchstens zwei Arbeitstagen nicht durchgeführt werden darf. Eine 
solche Massnahme ist zu begründen, sofern dadurch nicht laufende Un-
tersuchungen oder Analysen im In- oder Ausland gefährdet werden oder 
gegen geltende Vereinbarungen über Modalitäten der Zusammenarbeit 
mit ausländischen Behörden verstossen wird. Die Stabsstelle FIU kann 
während der Dauer der angeordneten Massnahme die Transaktion analy-
sieren, die Verdachtsmomente prüfen und die Ergebnisse der Analyse im 
Anschluss daran an die Staatsanwaltschaft weitergeben. 

4) Die Stabsstelle FIU ist befugt, auf Ersuchen einer FIU eines anderen 
EWR-Mitgliedstaates eine Massnahme nach Abs. 3 anzuordnen. 

Art. 18b 

Informationsverbot 

1) Die Sorgfaltspflichtigen sowie deren Organe und Mitarbeiter dür-
fen den Vertragspartner, die wirtschaftlich berechtigte Person oder Dritte, 
mit Ausnahme der Aufsichtsbehörden oder der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden, nicht davon in Kenntnis setzen, dass sie: 
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a) eine Mitteilung nach Art. 17 Abs. 1 an die Stabsstelle FIU erstatten, 
erstattet haben oder zu erstatten beabsichtigen; oder 

b) eine Anordnung der Stabsstelle FIU nach Art. 18 Abs. 3 erhalten 
haben. 

2) Ebenso unterliegen die Aufsichtsbehörden und Amtsstellen, die 
eine Mitteilung nach Art. 17 Abs. 1 erstattet haben, dem Informations-
verbot nach Abs. 1. 

3) Das Informationsverbot nach Abs. 1 gilt nicht für eine Informati-
onsweitergabe zwischen: 
a) Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a bis i oder zwischen 

diesen Instituten und ihren Zweigstellen und mehrheitlich in ihrem 
Besitz befindlichen Tochterunternehmen in einem Mitgliedstaat oder 
in Drittstaaten, sofern sich diese Zweigstellen und Tochterunterneh-
men uneingeschränkt an die gruppenweit anzuwendenden Strategien 
und Verfahren nach Art. 16 halten und die gruppenweit anzuwen-
denden Strategien und Verfahren die Anforderungen der Richtlinie 
(EU) 2015/849 erfüllen. Die Stabsstelle FIU kann im Einzelfall ein 
Informationsverbot nach Abs. 1 anordnen; 

b) Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m und n oder Einrichtun-
gen aus Drittstaaten, in denen der Richtlinie (EU) 2015/849 gleich-
wertige Anforderungen gelten, sofern sie ihre berufliche Tätigkeit, ob 
als Angestellte oder nicht, in derselben juristischen Person oder in einer 
umfassenderen Struktur, der die Person angehört und die gemeinsame 
Eigentümer oder eine gemeinsame Leitung hat, ausüben oder über eine 
gemeinsame Kontrolle in Bezug auf die Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften verfügen; 

c) Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a bis i sowie m und n in 
Fällen, die sich auf denselben Kunden und dieselbe Transaktion be-
ziehen und an denen zwei oder mehr Sorgfaltspflichtige beteiligt sind, 
sofern es sich hierbei um Sorgfaltspflichtige aus einem EWR-Mit-
gliedstaat oder um Einrichtungen in einem Drittstaat, in dem der 
Richtlinie (EU) 2015/849 gleichwertige Anforderungen gelten, han-
delt und sofern sie derselben Berufskategorie angehören und Ver-
pflichtungen in Bezug auf das Berufsgeheimnis und den Schutz per-
sonenbezogener Daten unterliegen. 

4) Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m und n, die sich bemü-
hen, einen Kunden davon abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu 
begehen, verletzen das Informationsverbot nach Abs. 1 nicht. 
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Art. 19 

Straf- und Haftungsausschluss 

1) Die Sorgfaltspflichtigen, die Aufsichtsbehörden und die Amtsstel-
len der Landesverwaltung sowie deren Organe und Mitarbeiter, die eine 
Mitteilung nach Art. 17 Abs. 1 an die Stabsstelle FIU erstattet haben, sind 
von jeglicher zivil- und strafrechtlicher Verantwortung befreit, wenn sich 
herausstellt, dass diese Mitteilung nicht gerechtfertigt war und sie nicht 
vorsätzlich gehandelt haben. 

2) Ebenso ist von jeglicher zivilrechtlicher Verantwortung befreit, wer: 
a) eine Transaktion nach Art. 18 oder Art. 18a nicht durchführt, obwohl 

sein Vertragspartner die Durchführung der Transaktion ausdrücklich 
wünscht; oder 

b) nach Art. 5 Abs. 3 die Geschäftsbeziehung nicht eröffnet, die ge-
wünschte Transaktion nicht durchführt oder die bestehende Ge-
schäftsbeziehung abbricht. 

Überschrift vor Art. 20 

IV. Dokumentation, Datenschutz und interne Organisation 

Art. 20 

Dokumentationspflicht 

1) Die Sorgfaltspflichtigen müssen die Einhaltung der Sorgfaltspflich-
ten (Art. 5 bis 16) und der Mitteilungspflicht (Art. 17) nach Massgabe 
dieses Gesetzes dokumentieren. Zu diesem Zweck müssen sie Sorgfalts-
pflichtakten führen und diese aufbewahren. Kundenbezogene Unterla-
gen, Geschäftskorrespondenz und Belege sind während zehn Jahren nach 
Beendigung der Geschäftsbeziehung bzw. nach Abwicklung der gele-
gentlichen Transaktion, transaktionsbezogene Unterlagen, Geschäftskor-
respondenz und Belege dagegen während zehn Jahren nach Abschluss 
der Transaktion bzw. nach Erstellung aufzubewahren. Die Regierung 
regelt das Nähere mit Verordnung. 

2) In Fällen vereinfachter Sorgfaltspflichten (Art. 10) muss der Sorg-
faltspflichtige den Grund für deren Anwendung in den Sorgfaltspflicht-
akten dokumentieren. 



22 

Art. 20a 

Datenschutz 

1) Die Sorgfaltspflichtigen dürfen, vorbehaltlich anderslautender ge-
setzlicher Regelungen, personenbezogene Daten auf Grundlage dieses 
Gesetzes ausschliesslich für die Zwecke der Verhinderung von Geldwä-
scherei und Terrorismusfinanzierung im Sinne von Art. 1 bearbeiten und 
dürfen diese nicht in einer Weise weiterbearbeiten, welche mit diesem 
Gesetz unvereinbar ist. Es ist untersagt, Daten auf Grundlage dieses 
Gesetzes für andere Zwecke, wie beispielsweise für kommerzielle Zwe-
cke, zu bearbeiten. 

2) Vor der Aufnahme einer neuen Geschäftsbeziehung oder der Durch-
führung gelegentlicher Transaktionen muss der Sorgfaltspflichtige dem 
neuen Kunden die Informationen nach Art. 5 Abs. 2 des Datenschutzge-
setzes zur Verfügung stellen. Diese Informationen umfassen insbesonde-
re einen allgemeinen Hinweis zu den rechtlichen Pflichten des Sorgfalts-
pflichtigen in Zusammenhang mit der Bearbeitung personenbezogener 
Daten. 

3) Für das Auskunftsrecht gelten die Bestimmungen der Art. 11 und 
12 des Datenschutzgesetzes. Das Informationsverbot nach Art. 18b dieses 
Gesetzes stellt eine Einschränkung nach Art. 12 des Datenschutzgesetzes 
dar. 

4) Die Sorgfaltspflichtigen sind verpflichtet, personenbezogene Daten 
zehn Jahre nach Beendigung der Geschäftsbeziehung oder nach Abwick-
lung der gelegentlichen Transaktion zu löschen. Vorbehalten bleiben 
besondere gesetzliche Fristen. 

5) Im Übrigen finden auf die Datenbearbeitung die Bestimmungen 
des Datenschutzgesetzes Anwendung. 

Art. 21 Abs. 2 und 3 

2) Die interne Organisation muss den Umständen und den individu-
ellen Risiken entsprechend je nach Art und Grösse des Betriebes sowie 
nach Anzahl, Art und Komplexität der Geschäftsbeziehungen ausgestal-
tet sein. Die wirkungsvolle Wahrnehmung der internen Funktionen 
sowie der Sorgfaltspflichten muss stets gewährleistet sein. 

3) Aufgehoben 
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Art. 22 Abs. 1 und 3 

1) Die Sorgfaltspflichtigen müssen eine Ansprechperson für die zu-
ständige Aufsichtsbehörde sowie Personen oder Fachstellen für die in-
ternen Funktionen Sorgfaltspflichtbeauftragter und Untersuchungsbe-
auftragter benennen. Sie müssen zudem ein Mitglied der Leitungsebene 
bestimmen, welches für die Einhaltung dieses Gesetzes und der dazu 
erlassenen Verordnungen verantwortlich ist. 

3) Eine Person oder gegebenenfalls Fachstelle kann mehrere Funktio-
nen erfüllen, soweit die Umsetzung dieses Gesetzes gewährleistet ist. Die 
Funktionen Untersuchungsbeauftragter und Sorgfaltspflichtbeauftragter 
können auch durch die auf Leitungsebene bestimmte Person wahrge-
nommen werden, sofern die Umsetzung dieses Gesetzes gewährleistet 
wird. 

Überschriften vor Art. 23 

V. Aufsicht 

A. Aufsichtsbehörden 

Art. 23 

Zuständigkeiten 

1) Die Aufsicht und der Vollzug dieses Gesetzes sowie die Durchfüh-
rung der Verordnung (EU) 2015/847 obliegen: 
a) der FMA betreffend Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a bis l 

und n bis q; 
b) der Liechtensteinischen Rechtsanwaltskammer betreffend Sorgfalts-

pflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. m. 

2) Die Aufsichtsbehörden treffen die erforderlichen Massnahmen, um 
die Einhaltung dieses Gesetzes sowie die Durchführung der Verordnung 
(EU) 2015/847 sicherzustellen. Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit der 
Stabsstelle FIU. 



24 

Art. 23a 

Risikobasierte Aufsicht 

1) Die Aufsichtsbehörden gehen bei der Aufsicht nach diesem Gesetz 
nach einem risikobasierten Ansatz vor. Sie haben sich dafür ein klares 
Verständnis über die im Inland vorhandenen Risiken von Geldwäscherei, 
organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung zu verschaffen. 

2) Die Aufsichtsbehörden haben für jeden Sorgfaltspflichtigen ein Ri-
sikoprofil zu erstellen, das insbesondere folgenden Kriterien des Sorg-
faltspflichtigen Rechnung trägt: 
a) der Art, dem Umfang, der Komplexität und der Risikogeneigtheit der 

Geschäftstätigkeit; 
b) der Ausgestaltung der risikoadäquaten Überwachung nach Art. 9; 
c) der internen Risikobewertung nach Art. 9a; 
d) der Ausgestaltung der internen Organisation nach Art. 21 und 22; 

und 
e) den Ergebnissen vergangener Kontrollen nach Art. 24 und 25. 

3) Die Aufsichtsbehörden können von der Erstellung eines individu-
ellen Risikoprofils absehen und anstelle dessen ein Branchenprofil erstel-
len, sofern die Risiken einer Branche in der nationalen Risikoanalyse 
nach Art. 29b als gering oder mittel eingestuft werden. 

4) Die Häufigkeit und Intensität der ordentlichen Kontrollen bemes-
sen sich sowohl am Risikoprofil des Sorgfaltspflichtigen nach Abs. 2 als 
auch an den Ergebnissen der nationalen Risikoanalyse nach Art. 29b. 

5) Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

Art. 24 Abs. 1 bis 3, 5 und 6 

1) Die Aufsichtsbehörden führen regelmässig stichprobenweise or-
dentliche Kontrollen über die Einhaltung der Bestimmungen dieses Ge-
setzes durch oder lassen diese durchführen. 

2) Aufgehoben 

3) Die Kontrollen umfassen sowohl die formelle Kontrolle über die 
Einhaltung der Dokumentationspflicht als auch die materielle Kontrolle 
betreffend die Plausibilität der getroffenen Sorgfaltsmassnahmen. Die 
Aufsichtsbehörden haben in angemessener Weise im Rahmen ihrer Kon-
trollen auch die Anwendung des risikobasierten Ansatzes durch den 
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Sorgfaltspflichtigen zu prüfen. Sie hat dafür insbesondere Folgendes auf 
ihre Angemessenheit hin zu überprüfen: 
a) die Risikobewertung des Sorgfaltspflichtigen nach Art. 9a Abs. 1; und 
b) die Eignung und Umsetzung der internen Kontroll- und Überwa-

chungsmassnahmen nach Art. 9a Abs. 5. 

5) Sofern die Sorgfaltspflichtigen über eine spezialgesetzliche Revisi-
onsstelle verfügen, werden sie grundsätzlich im Auftrag der Aufsichtsbe-
hörde oder durch die Aufsichtsbehörde selber auf die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes überprüft. 

6) Alle weiteren Sorgfaltspflichtigen werden von den Aufsichtsbe-
hörden oder im Auftrag derselben von Wirtschaftsprüfern oder Revisi-
onsgesellschaften in Bezug auf die Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Gesetzes überprüft. Die genannten Sorgfaltspflichtigen können bei den 
Aufsichtsbehörden zwei Vorschläge für Wirtschaftsprüfer oder Revisi-
onsgesellschaften unter Mitteilung ihrer Präferenz hinterlegen. Die Auf-
sichtsbehörden können die Vorschläge des Sorgfaltspflichtigen bei der 
Auswahl berücksichtigen. Die Aufsichtsbehörden können für einzelne 
Kategorien von Sorgfaltspflichtigen, soweit spezielle fachliche Kenntnis-
se erforderlich sind, die Wahl der Wirtschaftsprüfer oder Revisionsge-
sellschaften einschränken. 

Art. 25 Abs. 2 

2) Beauftragt die Aufsichtsbehörde Dritte mit der Durchführung 
einer ausserordentlichen Kontrolle, so haben diese zu Beginn des Verfah-
rens der Aufsichtsbehörde einen Kostenvoranschlag zur Genehmigung 
einzureichen. Die Kosten der beauftragten Dritten haben sich dabei nach 
den anwendbaren branchenüblichen Tarifen zu richten und müssen in 
Bezug auf den Zweck der ausserordentlichen Kontrolle verhältnismässig 
sein. 

Art. 26 Abs. 1 Einleitungssatz 

1) Soweit die Kontrollen nicht durch die Aufsichtsbehörde selbst 
durchgeführt werden, dürfen damit nur Wirtschaftsprüfer, Revisionsge-
sellschaften und spezialgesetzliche Revisionsstellen beauftragt werden, die: 
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Art. 27 Abs. 1 Bst. a, b und e sowie Abs. 2 

1) Mit der Annahme des Auftrags durch den Wirtschaftsprüfer, die 
Revisionsgesellschaft oder die spezialgesetzliche Revisionsstelle verpflich-
ten sich diese, 
a) die von der Aufsichtsbehörde bestimmten Grundsätze über die Kon-

trolltätigkeit und die Durchführung der Kontrollen einzuhalten und 
der Aufsichtsbehörde auf Verlangen sämtliche im Rahmen der Kon-
trolle erstellten Arbeitspapiere zur Qualitätsprüfung zur Verfügung 
zu stellen; 

b) der Aufsichtsbehörde über ihre Kontrolltätigkeit Bericht zu erstatten. 
Hierbei dürfen wesentliche Tatsachen nicht verschwiegen werden. 
Die Angaben im Bericht müssen der Wahrheit entsprechen; 

e) den Aufsichtsbehörden auf Verlangen sämtliche Auskünfte sowie 
Unterlagen und Abschriften zu übermitteln, die diese zur Erfüllung 
ihrer Aufsichtstätigkeit im Sinne dieses Gesetzes benötigen. 

2) Die Aufsichtsbehörde legt das Nähere über den Mindestinhalt der 
Kontrollberichte und die Durchführung der Kontrollen fest. 

Art. 28 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. d bis k sowie Abs. 1a bis 4 

1) Die Aufsichtsbehörde trifft im Rahmen ihrer Aufsicht über die 
Sorgfaltspflichtigen die erforderlichen Massnahmen. Sie kann insbeson-
dere: 
d) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen 

gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 
2015/847 und zur Vermeidung weiterer Verstösse die Aufnahme neu-
er Geschäftsbeziehungen befristet verbieten; 

e) bei der zuständigen Stelle die entsprechenden disziplinarischen 
Schritte beantragen. Die Aufsichtsbehörde ist durch die Disziplinar-
behörde periodisch über den Stand des laufenden Verfahrens zu in-
formieren; 

f) die Einstellung einer Praxis, die gegen die Bestimmungen dieses Ge-
setzes oder der Verordnung (EU) 2015/847 verstösst, verlangen; 

g) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen 
gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 
2015/847 Entscheidungen nach Art. 31b öffentlich bekannt machen; 
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h) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen 
gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 
2015/847 die von ihr spezialgesetzlich bewilligte Tätigkeitsausübung 
vorübergehend untersagen; 

i) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen 
gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 
2015/847 die von ihr erteilte spezialgesetzliche Bewilligung entziehen; 

k) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen 
gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 
2015/847 Mitgliedern der Leitungsebene und anderen natürlichen 
Personen, die nach Art. 33 Abs. 1 für den Verstoss verantwortlich 
gemacht werden, die von ihr bewilligte Wahrnehmung oder zu bewil-
ligende Aufnahme von Leitungsaufgaben vorübergehend untersagen. 

1a) Erhält die Aufsichtsbehörde von Verletzungen dieses Gesetzes, 
der dazu erlassenen Verordnungen oder der Verordnung (EU) 2015/847 
Kenntnis, so ergreift sie die zur Herstellung des rechtmässigen Zustandes 
notwendigen Massnahmen. 

1b) Besteht Grund zur Annahme, dass Tätigkeiten im Sinne von Art. 3 
Abs. 1 ohne eine spezialgesetzliche Bewilligung oder ohne eine Meldung 
nach Art. 3 Abs. 3 ausgeübt werden, kann die Aufsichtsbehörde von den 
betreffenden Personen sowie Dritten Auskünfte und Unterlagen verlan-
gen, wie wenn es sich um diesem Gesetz unterstellte Personen handelte. 

2) Die Aufsichtsbehörden informieren die Sorgfaltspflichtigen über 
ihre Praxis. 

3) Die Aufsichtsbehörden können Wegleitungen erlassen, welche die 
Bestimmungen dieses Gesetzes und der Durchführungsverordnungen 
branchenspezifisch auslegen. 

4) Die Sorgfaltspflichtigen haben den Aufsichtsbehörden auf Verlan-
gen sämtliche Auskünfte zu erteilen sowie Unterlagen und Abschriften 
zu übermitteln, die diese zur Erfüllung ihrer Aufsichtstätigkeit im Rah-
men dieses Gesetzes benötigt. Diese Pflicht geht allen staatlich anerkann-
ten Pflichten zur Verschwiegenheit vor. Art. 17 Abs. 2 findet sinngemäss 
Anwendung. 

Überschrift vor Art. 28a 

Dbis. Meldungen 
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Art. 28a 

Meldung von Gesetzesverstössen 

1) Die FMA hat ein wirksames und verlässliches Meldesystem einzu-
richten, mittels welchem über einen allgemein zugänglichen, sicheren 
Berichtsweg potenzielle oder tatsächliche Verstösse gegen Bestimmungen 
dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnungen, der Verordnung 
(EU) 2015/847 oder anderer Gesetze, die der Bekämpfung von Geldwä-
scherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung dienen, 
gemeldet werden können. 

2) Das Meldesystem umfasst zumindest: 
a) spezielle Verfahren für den Empfang der Meldungen über Verstösse 

nach Abs. 1 und deren Weiterverfolgung; 
b) einen angemessenen Schutz für Beschäftigte von Sorgfaltspflichtigen, 

die intern begangene Verstösse nach Abs. 1 melden, zumindest vor 
Vergeltungsmassnahmen, Diskriminierung und anderen Arten von 
unfairer Behandlung; 

c) einen angemessenen Schutz der beschuldigten Person; 
d) den Schutz personenbezogener Daten im Einklang mit dem Daten-

schutzgesetz sowohl für die Person, die die Verstösse meldet, als auch 
für die Person, von der behauptet wird, sie sei für die Verstösse nach 
Abs. 1 verantwortlich; 

e) klare Vorschriften, die gewährleisten, dass in Bezug auf die meldende 
Person in allen Fällen Vertraulichkeit garantiert wird, es sei denn, eine 
Weitergabe der Information ist im Rahmen eines staatsanwaltlichen, 
gerichtlichen oder verwaltungsrechtlichen Verfahrens erforderlich. 

3) Die Sorgfaltspflichtigen müssen über angemessene Verfahren ver-
fügen, über die ihre Beschäftigten Verstösse nach Abs. 1 intern über 
einen speziellen, unabhängigen und anonymen Kanal melden können, 
sofern sie 100 oder mehr Beschäftigte haben, die an Geschäftsbeziehun-
gen mitwirken. 

4) Eine Meldung durch Beschäftigte von Sorgfaltspflichtigen gilt nicht 
als Verstoss gegen eine vertragliche oder gesetzliche Geheimhaltungs-
pflicht und hat keine diesbezügliche Haftung dieser Person zur Folge, 
sofern durch die Meldung nicht vorsätzlich einem anderen in ungerecht-
fertigter Weise ein Nachteil zugefügt werden soll. 

5) Bei Unzuständigkeit leitet die FMA Meldungen nach Abs. 1 an die 
zuständigen Behörden weiter. 

6) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln. 
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Art. 29 Abs. 2 

2) Gegen Entscheidungen und Verfügungen der FMA-Beschwerde-
kommission oder des Vorstands der Rechtsanwaltskammer kann binnen 
14 Tagen ab Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erho-
ben werden. 

Überschrift vor Art. 29a 

Va. Nationale Risikobewertung 

Art. 29a 

Grundsatz 

1) Die für die Erstellung der nationalen Risikobewertung zuständigen 
Behörden, insbesondere die Staatsanwaltschaft, die FMA, die Stabsstelle 
FIU, die Landespolizei und andere im Bereich der Bekämpfung der 
Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinanzierung 
zuständige Behörden, unternehmen angemessene Schritte, um die beste-
henden Risiken der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung in die-
sem Zusammenhang zu ermitteln, zu bewerten, zu verstehen und zu 
mindern. Die Risikobewertung ist regelmässig zu aktualisieren. 

2) Bei der Erstellung der nationalen Risikobewertung sind die Ergeb-
nisse der von der Europäischen Kommission durchgeführten Risikobe-
wertung für den Binnenmarkt zu berücksichtigen. 

Art. 29b 

Zweck 

1) Die nationale Risikobewertung dient der Verbesserung des Sys-
tems zur Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung, 
insbesondere in allen etwaigen Bereichen, in denen die Sorgfaltspflichti-
gen verstärkte Sorgfaltspflichten anwenden müssen, der Ermittlung und 
gegebenenfalls der Nennung von Massnahmen. 

2) Sie identifiziert gegebenenfalls Sektoren oder Bereiche mit geringe-
rem oder höherem Risiko für Geldwäscherei und Terrorismusfinanzie-
rung. 
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3) Sie bildet die Grundlage für die Zuteilung von und Prioritätenset-
zung bei den Ressourcen für die Bekämpfung von Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung sowie für die Sicherstellung, dass für jeden 
Sektor oder Bereich den Risiken der Geldwäscherei und Terrorismusfi-
nanzierung entsprechende angemessene Regelungen festgelegt werden. 

Art. 29c 

Information der Sorgfaltspflichtigen 

Die Aufsichtsbehörden und die Stabsstelle FIU stellen den Sorgfalts-
pflichtigen umgehend angemessene Informationen zur Verfügung, damit 
diese ihre eigene Bewertung des Risikos der Geldwäscherei und Terro-
rismusfinanzierung leichter vornehmen können. 

Art. 29d 

Aufgaben der Aufsichtsbehörden 

1) Die Aufsichtsbehörde holt im Rahmen ihrer Aufsicht die zur Er-
stellung der nationalen Risikoanalyse erforderlichen, nicht personenbe-
zogenen Informationen und Daten von den Sorgfaltspflichtigen ein. 

2) Die Aufsichtsbehörde nutzt zudem die für die Erstellung der nati-
onalen Risikoanalyse nach Art. 29b relevanten, bereits vorhandenen 
Daten sowohl aus der prudentiellen Aufsicht als auch der Aufsicht nach 
diesem Gesetz. 

3) Die Aufsichtsbehörde stellt soweit erforderlich die in Abs. 1 und 2 
genannten relevanten Informationen und Daten den anderen in Art. 29a 
Abs. 1 genannten Behörden zum Zwecke der Erstellung der nationalen 
Risikoanalyse nach Art. 29b zur Verfügung. 

Art. 30 Abs. 1, 2 und 4 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen bestraft, wer 
vorsätzlich: 
a) die Mitteilungspflicht nach Art. 17 Abs. 1 Satz 1 verletzt; 
b) Transaktionen entgegen Art. 18 durchführt; 
c) die Pflicht zur Vermögenssperre nach Art. 18a verletzt; 
d) das Informationsverbot nach Art. 18b Abs. 1 verletzt. 
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2) Aufgehoben 

4) Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen für Vergehen 
und Übertretungen richtet sich nach §§ 74a ff. StGB. 

Art. 31 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. a bis d, fbis, fter, ibis und o bis u sowie 
Abs. 2 bis 9 

1) Von der Aufsichtsbehörde wird wegen Verwaltungsübertretung 
mit Busse bis zu 200 000 Franken bestraft, wer vorsätzlich: 
a) gegenüber der Aufsichtsbehörde, einem Wirtschaftsprüfer, einer Revi-

sionsgesellschaft oder einer spezialgesetzlichen Revisionsstelle Aus-
künfte verweigert, unwahre Angaben macht oder wesentliche Tatsa-
chen verschweigt; 

abis) periodische Meldungen nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig 
oder verspätet erstattet; 

b) einer Aufforderung zur Herstellung des rechtmässigen Zustandes 
oder einer anderen im Rahmen des Vollzuges dieses Gesetzes erlasse-
nen Verfügung der Aufsichtsbehörden nicht nachkommt; 

c) die Feststellung oder Überprüfung der Identität des Vertragspartners 
nicht gemäss Art. 6 vornimmt oder wiederholt; 

d) die Feststellung oder Überprüfung der Identität der wirtschaftlich 
berechtigten Person nicht gemäss Art. 7 vornimmt oder wiederholt 
oder die zusätzlichen Pflichten nach Art. 7a und 7b verletzt; 

fbis) die Risikobewertung nach Art. 9a nicht vornimmt; 
fter) die vereinfachten Sorgfaltspflichten entgegen Art. 10 anwendet; 
ibis) die Pflichten nach Art. 15 Abs. 3 verletzt; 
o) als Wirtschaftsprüfer, Revisionsgesellschaft oder spezialgesetzliche 

Revisionsstelle die Pflichten nach Art. 27 Bst. a oder b verletzt, insbe-
sondere im Prüfbericht unwahre Angaben macht oder wesentliche 
Tatsachen verschweigt, den Prüfbericht nicht gehörig oder fristge-
recht einreicht oder die von der Aufsichtsbehörde bestimmten Grund-
sätze über die Kontrolltätigkeit nicht einhält; 

p) als Wirtschaftsprüfer, Revisionsgesellschaft oder spezialgesetzliche Re-
visionsstelle die Pflicht zur Geheimhaltung nach Art. 27 Bst. c ver-
letzt; 

q) als Wirtschaftsprüfer, Revisionsgesellschaft oder spezialgesetzliche Re-
visionsstelle Unterlagen und Daten über Kontrollen entgegen Art. 27 
Bst. d nicht im Inland verarbeitet oder lagert; 
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r) als Wirtschaftsprüfer, Revisionsgesellschaft oder spezialgesetzliche Re-
visionsstelle die Pflicht zur Erteilung von Auskünften oder Übermitt-
lung von Unterlagen und Abschriften nach Art. 27 Bst. e verletzt; 

s) die Kontrolle nach Art. 28 Abs. 1 Bst. b oder c im Ganzen oder be-
zogen auf einzelne Bereiche der Sorgfaltspflichten nicht durchführen 
lässt; 

sbis) ein internes Meldesystem nicht gemäss Art. 28a Abs. 3 einrichtet; 
t) entgegen Art. 35 oder 35a Vermögensabflüsse zulässt; 
u) gegen die Verordnung (EU) 2015/847 verstösst, in dem er bei Geld-

transfers: 
1. entgegen Art. 4, 5 oder 6 die Angaben zum Auftraggeber oder 

zum Begünstigten nicht übermittelt oder überprüft; 
2. entgegen Art. 7 Abs. 1 und 2 keine wirksamen Verfahren zur 

Feststellung fehlender Angaben zum Auftraggeber oder zum Be-
günstigten einrichtet oder diese nicht ordnungsgemäss anwendet; 

3. entgegen Art. 7 Abs. 3 bis 5 die Richtigkeit der Angaben zum Be-
günstigten nicht überprüft; 

4. entgegen Art. 8 Abs. 1 und 2 keine wirksamen risikobasierten 
Verfahren zum Umgang mit Geldtransfers mit fehlenden oder 
unvollständigen Angaben zum Auftraggeber oder zum Begünstig-
ten einrichtet oder diese nicht ordnungsgemäss anwendet; 

5. entgegen Art. 10 nicht dafür sorgt, dass die Angaben zum Auf-
traggeber oder zum Begünstigten, die bei einem Geldtransfer 
übermittelt werden, auch bei der Weiterleitung erhalten bleiben; 

6. entgegen Art. 11 Abs. 1 und 2 keine wirksamen Verfahren zur 
Feststellung fehlender Angaben zum Auftraggeber oder zum Be-
günstigten einrichtet oder diese nicht ordnungsgemäss anwendet; 

7. entgegen Art. 12 Abs. 1 und 2 keine wirksamen risikobasierten 
Verfahren zum Umgang mit Geldtransfers mit fehlenden oder 
unvollständigen Angaben zum Auftraggeber oder zum Begünstig-
ten einrichtet oder diese nicht ordnungsgemäss anwendet; 

8. entgegen Art. 16 die Aufzeichnungen der in den Art. 4 bis 7 ge-
nannten Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten nicht 
fünf Jahre aufbewahrt. 

2) Von der Aufsichtsbehörde wird wegen Verwaltungsübertretung 
mit Busse bis zu 100 000 Franken bestraft, wer vorsätzlich die Melde-
pflicht nach Art. 3 Abs. 3 verletzt. 
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3) Wird eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 Bst. c bis n oder 
Bst. u Ziff. 1, 4, 6 bis 8 von einem Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 
Bst. a bis i in schwerwiegender, wiederholter oder systematischer Weise 
begangen, so beträgt die Busse: 
a) bei juristischen Personen bis zu 5 000 000 Franken oder bis zu 10 % 

des jährlichen Gesamtumsatzes gemäss dem letzten verfügbaren 
durch das Leitungsorgan genehmigten Jahresabschluss, soweit dieser 
Betrag 5 000 000 Franken übersteigt; wenn es sich bei dem Sorgfalts-
pflichtigen um eine Muttergesellschaft oder die Tochtergesellschaft 
einer Muttergesellschaft handelt, die einen konsolidierten Abschluss 
nach Art. 22 der Richtlinie 2013/34/EU aufzustellen hat, so ist der re-
levante jährliche Gesamtumsatz der jährliche Gesamtumsatz oder die 
entsprechende Einkunftsart gemäss den einschlägigen Rechnungsle-
gungsrichtlinien, der bzw. die im letzten verfügbaren konsolidierten 
Abschluss ausgewiesen ist, der vom Leitungsorgan der Muttergesell-
schaft an der Spitze gebilligt wurde; oder 

b) bei natürlichen Personen bis zu 5 000 000 Franken. 

4) Wird eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 Bst. c bis n von ei-
nem Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. k bis q in schwerwie-
gender, wiederholter oder systematischer Weise begangen, so beträgt die 
Busse: 
a) bis zu 1 000 000 Franken; oder 
b) bis zu dem Zweifachen der infolge der Verwaltungsübertretung er-

zielten Gewinne, soweit sich diese beziffern lassen und den Betrag 
nach Bst. a übersteigen. 

5) Die Aufsichtsbehörde hat Bussen nach Abs. 3 Bst. a oder Abs. 4 
gegen juristische Personen zu verhängen, wenn die Verwaltungsübertre-
tungen im Geschäftsbetrieb und im Rahmen des Zwecks der juristischen 
Person (Anlasstaten) durch natürliche Personen begangen werden, die 
entweder allein oder als Mitglied der Leitungsebene der juristischen 
Person gehandelt haben und die eine Führungsposition innerhalb der 
juristischen Person innehaben, aufgrund derer sie: 
a) befugt sind, die juristische Person nach aussen zu vertreten; 
b) Kontrollbefugnisse innerhalb der juristischen Person ausüben; oder 
c) befugt sind, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu 

treffen. 
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6) Die Aufsichtsbehörde hat Bussen nach Abs. 3 Bst. a oder Abs. 4 
gegen juristische Personen auch dann zu verhängen, wenn Verwaltungs-
übertretungen von Beschäftigten der juristischen Person, wenngleich 
nicht schuldhaft, begangen werden, und diese dadurch ermöglicht oder 
wesentlich erleichtert worden sind, dass die in Abs. 5 genannten Perso-
nen es unterlassen haben, die erforderlichen und zumutbaren Massnah-
men zur Verhinderung derartiger Anlasstaten zu ergreifen. 

7) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person für die Anlasstat 
und die Strafbarkeit der in Abs. 5 und 6 genannten Personen wegen der-
selben Tat schliessen einander nicht aus. Die Aufsichtsbehörde kann von 
der Bestrafung einer natürlichen Person absehen, wenn für dieselbe Ver-
letzung bereits eine Busse gegen die juristische Person verhängt wurde 
und keine besonderen Umstände vorliegen, die einem Absehen von der 
Bestrafung entgegenstehen. 

8) Nach Abs. 1, 3 und 4 wird nicht bestraft, wer die Sorgfaltspflichten 
nach Art. 5 Abs. 1 unter den Voraussetzungen von Art. 15 Abs. 1 oder 2 
nicht persönlich erfüllt, wenn er: 
a) mittels schriftlicher Vereinbarung einen Sorgfaltspflichtigen zur 

Wahrnehmung der Pflichten bestimmt hat; und 
b) die ordnungsgemässe Erfüllung der Pflichten angemessen überprüft. 

9) Die Verfolgungsverjährung beträgt drei Jahre. 

Art. 31a 

Verhältnismässigkeit und Effizienzgebot 

1) Bei der Verhängung von Strafen nach Art. 30 und 31 berücksichti-
gen das Landgericht und die Aufsichtsbehörden: 
a) in Bezug auf den Verstoss insbesondere: 

1. dessen Schwere und Dauer; 
2. die Höhe der dadurch erzielten Gewinne bzw. verhinderten Ver-

luste, soweit bezifferbar; 
3. die Dritten entstandenen Verluste, soweit bezifferbar; 

b) in Bezug auf die für den Verstoss verantwortlichen Personen insbe-
sondere: 
1. den Grad an Verschulden; 
2. die Finanzkraft; 
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3. die Kooperationsbereitschaft; 
4. frühere Verstösse. 

2) Im Übrigen findet der Allgemeine Teil des Strafgesetzbuches sinn-
gemäss Anwendung. 

Art. 31b 

Veröffentlichung von Entscheidungen 

1) Die Aufsichtsbehörden veröffentlichen auf ihrer Internetseite 
rechtskräftige Entscheidungen, mit denen Verstösse nach Art. 31 Abs. 3 
und 4 geahndet und Massnahmen nach Art. 28 Abs. 1 Bst. h bis k getrof-
fen werden, unverzüglich, nachdem der betroffenen Person die Strafe 
und Massnahme mitgeteilt wurden. Die Veröffentlichung enthält: 
a) Informationen zu Art und Charakter des Verstosses; und 
b) den Namen bzw. die Firma der natürlichen oder juristischen Person, 

gegen die die Sanktion verhängt wurde. 

2) Sofern die Veröffentlichung der Angaben nach Abs. 1 Bst. b zur 
Identität unverhältnismässig wäre oder die Stabilität der Finanzmärkte 
oder laufende Ermittlungen gefährden würde, kann die Aufsichtsbehör-
de: 
a) die Entscheidung erst dann veröffentlichen, wenn die Gründe für ihre 

Nichtveröffentlichung weggefallen sind; 
b) die Entscheidung in anonymisierter Form veröffentlichen; oder 
c) von der Veröffentlichung der Entscheidung absehen, wenn die Mög-

lichkeiten nach Bst. a und b als nicht ausreichend angesehen werden, 
um zu gewährleisten, dass: 
1. die Stabilität der Finanzmärkte nicht gefährdet wird; 
2. bei Strafen oder Massnahmen, die als geringfügig angesehen wer-

den, bei einer Veröffentlichung solcher Entscheidungen die Ver-
hältnismässigkeit gewahrt ist. 

3) Die Aufsichtsbehörde kann eine Veröffentlichung nach Abs. 2 Bst. b 
um einen angemessenen Zeitraum aufschieben, wenn abzusehen ist, dass 
die Gründe für eine anonymisierte Veröffentlichung im Laufe dieses 
Zeitraums wegfallen werden. 
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4) Die Aufsichtsbehörde stellt sicher, dass die Veröffentlichung der 
Entscheidung fünf Jahre ab ihrer Veröffentlichung auf der Internetseite 
abrufbar ist. Dabei ist die Veröffentlichung personenbezogener Daten 
nur aufrecht zu erhalten, so lange nicht eines der Kriterien des Abs. 2 
erfüllt werden würde. 

5) Die Veröffentlichung nach Abs. 1 ist von der Aufsichtsbehörde zu 
verfügen und erfolgt nach Eintritt der Rechtskraft dieser Verfügung; dies 
gilt nicht für anonymisierte Veröffentlichungen nach Abs. 2 Bst. b. 

Art. 31c 

Meldung an die Europäischen Aufsichtsbehörden 

Die FMA informiert die Europäischen Aufsichtsbehörden über alle 
rechtskräftigen Strafen nach Art. 31 Abs. 3 und Massnahmen nach Art. 28 
Abs. 1 Bst. g bis k, die gegen Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a 
bis i verhängt worden sind. Art. 31b Abs. 5 findet sinngemäss Anwen-
dung. 

Art. 33 

Verantwortlichkeit 

1) Werden die Widerhandlungen im Geschäftsbetrieb einer juristi-
schen Person begangen, finden die Strafbestimmungen auf die Mitglieder 
der Leitungsebene und andere natürliche Personen Anwendung, die für 
sie gehandelt haben oder hätten handeln sollen, jedoch unter solidari-
scher Mithaftung der juristischen Person für Geldstrafen, Bussen und 
Kosten. 

2) Wird gegen die juristische Person eine Geldstrafe oder Busse ver-
hängt, so entfällt die solidarische Mithaftung der juristischen Person nach 
Abs. 1. 

Sachüberschrift vor Art. 35 

Mangelnde Offenlegung 
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Art. 35 Sachüberschrift 

a) Geschäftsbeziehungen vor dem 1. Januar 2001 

Art. 35a 

b) Geschäftsbeziehungen vor dem 1. Januar 2016 

1) Haben Sorgfaltspflichtige bei vor dem 31. Dezember 2015 beste-
henden Geschäftsbeziehungen, die Feststellung der wirtschaftlich be-
rechtigten Personen oder effektiven Einbringer nicht nach Massgabe der 
am 31. Dezember 2015 geltenden Sorgfaltspflichtgesetzgebung bis zum 
31. Dezember 2016 dokumentiert, dürfen sie keine Vermögensabflüsse 
zulassen, solange die erforderlichen Angaben und Unterlagen nicht vor-
handen sind. 

2) Haben Sorgfaltspflichtige bei vor dem 1. Januar 2016 bestehenden 
Geschäftsbeziehungen, auf die nach Art. 11 verstärkte Sorgfaltspflichten 
anzuwenden sind, die Feststellung und Überprüfung der Identität der 
wirtschaftlich berechtigten Person nicht spätestens bis zum 31. Dezem-
ber 2018 nach Massgabe der am 1. Januar 2016 geltenden Sorgfalts-
pflichtgesetzgebung wiederholt, dürfen sie ab dem 1. Januar 2019 keine 
Vermögensabflüsse zulassen, solange die gemäss den Bestimmungen 
dieses Gesetzes erforderlichen Angaben und Unterlagen nicht vorhanden 
sind. 

3) Haben Sorgfaltspflichtige bei vor dem 1. Januar 2016 bestehenden 
Geschäftsbeziehungen, auf die nach Art. 11 keine verstärkten Sorgfalts-
pflichten anzuwenden sind, die Feststellung und Überprüfung der Iden-
tität der wirtschaftlich berechtigten Person nicht spätestens bis zum 
31. Dezember 2020 nach Massgabe der am 1. Januar 2016 geltenden Sorg-
faltspflichtgesetzgebung wiederholt, dürfen sie ab dem 1. Januar 2021 
keine Vermögensabflüsse zulassen, solange die erforderlichen Angaben 
und Unterlagen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht vorhan-
den sind. 
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Art. 36 

Zusammenarbeit inländischer Behörden 

1) Die inländischen Behörden, insbesondere die Gerichte, die Staats-
anwaltschaft, die FMA, die Liechtensteinische Rechtsanwaltskammer, 
die Stabsstelle FIU, die Landespolizei und andere im Bereich der Be-
kämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terroris-
musfinanzierung zuständige Behörden, sind verpflichtet, eng zusammen-
zuarbeiten, einander alle für die Durchsetzung dieses Gesetzes notwen-
digen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zu übermitteln. 

2) In Verfahren, welche sich auf die §§ 165, 278 bis 278d StGB bezie-
hen, verständigt die Staatsanwaltschaft die Aufsichtsbehörden sowie die 
Stabsstelle FIU von der Einleitung und Einstellung; die Gerichte über-
mitteln Ausfertigungen entsprechender Urteile. Darüber hinaus sind die 
Sorgfaltspflichtigen, welche eine Mitteilung im Sinne von Art. 17 erstat-
tet haben, über den Ausgang der betreffenden Verfahren zu verständigen. 

3) Ausserdem hat die Staatsanwaltschaft die Aufsichtsbehörden über 
Einleitung und Einstellung von Verfahren im Zusammenhang mit Art. 30 
zu benachrichtigen; die Gerichte übermitteln Ausfertigungen entspre-
chender Urteile. 

Art. 37 Abs. 2 Bst. b, Abs. 3, 5 und 6 

2) Die Aufsichtsbehörde übermittelt einer ersuchenden zuständigen 
ausländischen Finanzmarktaufsichtsbehörde alle Informationen, die diese 
zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben benötigt, wenn: 
b) die Empfänger bzw. die beschäftigten und beauftragten Personen des 

Empfängers, einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht hinsichtlich 
der im Rahmen ihrer behördlichen Tätigkeit erlangten Informationen 
unterliegen und diese Pflicht auch nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses bestehen bleibt; 

3) Die Aufsichtsbehörden können ausländische Finanzmarktaufsichts-
behörden um Übermittlung aller Informationen ersuchen, die zur Erfül-
lung der Aufgaben nach diesem Gesetz notwendig sind. Die erhaltenen 
Informationen dürfen sie an zuständige inländische Behörden weiterleiten. 

5) Die Aufsichtsbehörden haben mit den zuständigen Finanzmarkt-
aufsichtsbehörden eines EWR-Mitgliedstaates, in dem Zweigstellen, 
Agenten, Repräsentanzen oder Tochterunternehmen des Sorgfaltspflich-
tigen bewilligt oder notifiziert sind, zusammenzuarbeiten, um eine wirk-
same Aufsicht zu gewährleisten. 
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6) Die zuständigen Finanzmarktaufsichtsbehörden eines EWR-Her-
kunftsstaates haben die Möglichkeit im Inland Kontrollen vor Ort in den 
Geschäftsräumen ihrer Zweigstellen, Agenten, Repräsentanzen oder 
Tochterunternehmen durchzuführen oder eine zu diesem Zweck bestellte 
Person damit zu beauftragen. Die Finanzmarktaufsichtsbehörde des 
EWR-Herkunftsstaates hat eine beabsichtigte Kontrolle vorgängig mit 
der zuständigen Aufsichtsbehörde zu koordinieren; die zuständige Auf-
sichtsbehörde kann an der Kontrolle teilnehmen. Die mit der Kontrolle 
gewonnenen Erkenntnisse und Feststellungen sowie die damit zusam-
menhängende Dokumentation darf die Finanzmarktaufsichtsbehörde des 
EWR-Herkunftsstaates unter den Voraussetzungen nach Abs. 2 und 4 
nur zur Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben verwenden. 

Art. 37a 

Zusammenarbeit mit den Europäischen Aufsichtsbehörden 

Die FMA stellt den Europäischen Aufsichtsbehörden alle Informati-
onen zur Verfügung, die diese zur Durchführung ihrer Aufgaben nach 
der Richtlinie (EU) 2015/849 benötigen. 

Art. 38 Bst. ibis bis m, o, qbis und t 

Die Regierung erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes notwen-
digen Verordnungen, insbesondere über: 
ibis) die Erstellung des Risikoprofils (Art. 9a Abs. 7); 
k) die Einzelheiten bezüglich vereinfachter Sorgfaltspflichten (Art. 10 

Abs. 4); 
l) die Einzelheiten bezüglich verstärkter Sorgfaltspflichten (Art. 11 

Abs. 7); 
m) das Nähere zur Durchführung der Verordnung (EU) 2015/847; 
o) die globale Anwendung des sorgfaltspflichtrechtlichen Standards 

(Art. 16 Abs. 5); 
qbis) die Erstellung des Risikoprofils der Sorgfaltspflichtigen und die Um-

setzung der risikobasierten Aufsicht (Art. 23a Abs. 5); 
t) die Meldung von Gesetzesverstössen (Art. 28a Abs. 6). 

Art. 39 

Aufgehoben 
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Anhänge 1 und 2 

Es werden nachfolgende Anhänge eingefügt: 
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Anhang 1 
(Art. 9a und 10) 

Faktoren und mögliche Anzeichen für ein potenziell 
geringeres Risiko sowie Massnahmen bei Anwendung 

vereinfachter Sorgfaltspflichten 

A. Faktoren und mögliche Anzeichen für ein potenziell geringeres 
Risiko 

Als Faktoren und mögliche Anzeichen für ein potenziell geringeres 
Risiko im Sinne von Art. 9a und 10 kommen insbesondere in Frage: 
a) Faktoren bezüglich des Kundenrisikos: 

1. öffentliche, an einer Börse notierte Unternehmen, die (aufgrund 
von Börsenordnungen oder von Gesetzes wegen oder auf-
grund durchsetzbarer Instrumente) Offenlegungspflichten un-
terliegen, die Anforderungen an die Gewährleistung einer an-
gemessenen Transparenz hinsichtlich der wirtschaftlich be-
rechtigten Personen auferlegen; 

2. öffentliche Verwaltungen oder Unternehmen; 
3. wirtschaftlich berechtigte Personen mit Wohnsitz in geografi-

schen Gebieten mit geringerem Risiko nach Bst. c; 
4. geringe Vermögenswerte und geringer Umfang der ausgeführ-

ten Transaktionen; 
5. offenkundiger wirtschaftlicher Zweck einer Geschäftsbezie-

hung; 
6. seit langer Zeit bestehende Geschäftsbeziehung; 

b) Faktoren bezüglich des Produkt-, Dienstleistungs-, Transaktions- 
oder Vertriebskanalrisikos: 
1. Lebensversicherungspolicen mit niedriger Prämie; 
2. Reine Risikotodesfallversicherungen ohne Rückkaufswert; 
3. Versicherungspolicen für Rentenversicherungsverträge, sofern 

die Verträge weder eine Rückkaufklausel enthalten noch als 
Sicherheit für Darlehen dienen können; 
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4. Rentensysteme und Pensionspläne bzw. vergleichbare Systeme, 
die den Arbeitnehmern Altersversorgungsleistungen bieten, 
wobei die Beiträge vom Gehalt abgezogen werden und die Re-
geln des Systems es den Begünstigten nicht gestatten, ihre 
Rechte zu übertragen; 

5. Finanzprodukte oder -dienste, die bestimmten Kunden ange-
messen definierte und begrenzte Dienstleistungen mit dem 
Ziel der Einbindung in das Finanzsystem ("financial inclusion") 
anbieten; 

6. Produkte, bei denen die Risiken der Geldwäscherei und Ter-
rorismusfinanzierung durch andere Faktoren wie etwa Be-
schränkungen der elektronischen Geldbörse oder die Transpa-
renz der Eigentumsverhältnisse gesteuert werden (z. B. be-
stimmten Arten von E-Geld); 

c) Faktoren bezüglich des geografischen Risikos: 
1. EWR-Mitgliedstaaten; 
2. Drittstaaten mit gut funktionierenden Systemen zur Bekämp-

fung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung; 
3. Drittstaaten, in denen Korruption und andere kriminelle Tä-

tigkeiten laut glaubwürdigen Quellen schwach ausgeprägt sind; 
4. Drittstaaten, deren Anforderungen an die Bekämpfung von 

Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung laut glaubwürdi-
gen Quellen (z. B. gegenseitige Evaluierungen, detaillierte Be-
wertungsberichte oder veröffentlichte Follow-up-Berichte) 
den FATF-Empfehlungen 2012 entsprechen und die diese An-
forderungen wirksam umsetzen; diese Drittstaaten werden 
von der FMA in einer Liste aufgeführt. 

B. Massnahmen bei Anwendung vereinfachter Sorgfaltspflichten 

Als Massnahmen bei Anwendung vereinfachter Sorgfaltspflichten im 
Sinne von Art. 10 kommen insbesondere in Frage: 
a) Überprüfung der Identität des Vertragspartners und der wirtschaft-

lich berechtigten Person nach Aufnahme der Geschäftsbeziehung; 
b) Reduktion des Detailierungsgrades bei der Erstellung des Ge-

schäftsprofils nach Art. 8 Abs. 1; 
c) Reduktion der Häufigkeit der Aktualisierungen des Geschäfts-

profils nach Art. 8 Abs. 2; 
d) Reduktion der Intensität der laufenden Überwachung und der 

Häufigkeit der Überprüfung von Transaktionen durch Festlegung 
angemessener Schwellenwerte. 
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Anhang 2 
(Art. 9a und 11) 

Faktoren und mögliche Anzeichen für ein potenziell 
höheres Risiko sowie zusätzliche Massnahmen bei 

Anwendung verstärkter Sorgfaltspflichten 

A. Faktoren und mögliche Anzeichen für ein potenziell höheres Risiko 

Als Faktoren und mögliche Anzeichen für ein potenziell höheres Ri-
siko im Sinne von Art. 9a und 11 kommen insbesondere in Frage: 
a) Faktoren bezüglich des Kundenrisikos: 

1. aussergewöhnliche Umstände der Geschäftsbeziehung; 
2. wirtschaftlich berechtigte Personen, Ausschüttungsempfänger 

nach Art. 7a oder Begünstigte nach Art. 7b, die in geografi-
schen Gebieten mit hohem Risiko nach Bst. c ansässig sind; 

3. Rechtsträger, die als Instrumente für die private Vermögens-
verwaltung dienen; 

4. Unternehmen mit nominellen Anteilseignern oder als Inha-
berpapieren emittierten Aktien; 

5. bargeldintensive Unternehmen; 
6. angesichts der Art der Geschäftstätigkeit als ungewöhnlich 

oder übermässig kompliziert erscheinende Eigentumsstruktur 
des Unternehmens; 

7. hohe Vermögenswerte oder hoher Umfang der ausgeführten 
Transaktionen; 

8. unklarer oder zweifelhafter Zweck einer Geschäftsbeziehung; 
9. seit kurzer Zeit bestehende Geschäftsbeziehung; 
10. Qualifikation des Vertragspartners, der wirtschaftlich berech-

tigten Person, des Ausschüttungsempfängers nach Art. 7a oder 
des Begünstigten nach Art. 7b als ehemals politisch exponierte 
Person; 
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b) Faktoren bezüglich des Produkt-, Dienstleistungs-, Transaktions- 
oder Vertriebskanalrisikos: 
1. Banken mit Privatkundengeschäft; 
2. Produkte oder Transaktionen, die Anonymität begünstigen 

könnten; 
3. Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen ohne persönliche 

Kontakte und ohne bestimmte Sicherungsmassnahmen wie z. B. 
elektronische Unterschriften; 

4. Eingang von Zahlungen unbekannter oder nicht verbundener 
Dritter; 

5. neue Produkte und neue Geschäftsmodelle einschliesslich neuer 
Vertriebsmechanismen sowie Nutzung neuer oder in der Ent-
wicklung begriffener Technologien für neue oder bereits be-
stehende Produkte; 

c) Faktoren bezüglich des geografischen Risikos: 
1. Staaten mit strategischen Mängeln sowie sonstige Staaten, deren 

Finanzsysteme laut glaubwürdigen Quellen (z. B. gegenseitige 
Evaluierungen, detaillierte Bewertungsberichte oder veröffent-
lichte Follow-up-Berichte) nicht über hinreichende Systeme 
zur Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinan-
zierung verfügen; 

2. Drittstaaten, in denen Korruption oder andere kriminelle Tä-
tigkeiten laut glaubwürdigen Quellen signifikant stark ausge-
prägt sind; 

3. Staaten, gegen die beispielsweise die Europäische Union oder 
die Vereinten Nationen Sanktionen, Embargos oder ähnliche 
Massnahmen verhängt hat/haben; 

4. Staaten, die terroristische Aktivitäten finanziell oder anderwei-
tig unterstützen oder in denen bekannte terroristische Organi-
sationen aktiv sind. 

B. Zusätzliche Massnahmen bei Anwendung verstärkter Sorgfalts-
pflichten 

Als zusätzliche Massnahmen bei Geschäftsbeziehungen und Transak-
tionen mit erhöhten Risiken im Sinne von Art. 11 kommen insbeson-
dere in Frage: 
a) Abklärungen anhand zusätzlicher Dokumente, Daten oder In-

formationen in Bezug auf: 
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1. die Identität des Vertragspartners und der wirtschaftlich be-
rechtigten Person; 

2. die Herkunft des Vermögens der wirtschaftlich berechtigten 
Person; 

3. die Herkunft der im Rahmen der Geschäftsbeziehung oder 
Transaktion eingesetzten Gelder; 

4. den Verwendungszweck abgezogener Vermögenswerte; 
5. die berufliche und geschäftliche Tätigkeit des Vertragspartners 

und der wirtschaftlich berechtigten Person; 
b) Einholung der Zustimmung eines Mitglieds der Leitungsebene, 

bevor eine Geschäftsbeziehung aufgenommen oder weitergeführt 
wird; 

c) Einholung von Informationen zum wirtschaftlichen Zweck beab-
sichtigter oder getätigter Transaktionen; 

d) häufigere Aktualisierungen des Geschäftsprofils nach Art. 8 Abs. 2; 
e) intensivierte laufende Überwachung und häufigere Überprüfung 

von Transaktionen durch Festlegung angemessener Schwellenwerte 
und geeigneter Transaktionsmuster, die einer näheren Überprü-
fung bedürfen. 

II. 

Übergangsbestimmungen 

1) Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 3 Bst. a, c bis e und g, die be-
reits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihre Tätigkeit aufgenommen 
haben, melden die Ausübung der Tätigkeit innert drei Monaten ab In-
krafttreten dieses Gesetzes der zuständigen Aufsichtsbehörde. 

2) Die Sorgfaltspflichtigen haben die Risikobewertung nach Art. 9a, 
einschliesslich der damit verbundenen Zuordnung der einzelnen Ge-
schäftsbeziehungen und Transaktionen, bis zum 1. März 2018 zu erstellen. 

3) Auf Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. c, die nach Massgabe 
des bisherigen Rechts vom Geltungsbereich des Sorgfaltspflichtgesetzes 
ausgenommen waren, findet das neue Recht ab dem 1. April 2018 An-
wendung. 
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4) Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. i, die nach dem bisheri-
gen Art. 10 Abs. 1 Bst. i von den Sorgfaltspflichten befreit waren, müssen 
die Pflichten nach Art. 5 Abs. 1 Bst. b in Verbindung mit Art. 7 ab dem 
1. April 2018 erfüllen. 

5) Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen-
den Geschäftsbeziehungen gelangt vorbehaltlich Abs. 6 bis 9 das neue 
Recht ab dem 1. Juni 2018 zur Anwendung. 

6) Müssen bei bestehenden Geschäftsbeziehungen, die vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes aufgenommen wurden, die Feststellung und Über-
prüfung der Identität der wirtschaftlich berechtigten Person wiederholt 
werden, so haben die Sorgfaltspflichtigen dies nach Massgabe des neuen 
Rechts zu tun. 

7) Bei bestehenden Geschäftsbeziehungen, die vor dem 1. Januar 2016 
aufgenommen wurden und auf die nach Art. 11 verstärkte Sorgfalts-
pflichten anzuwenden sind, ist die Feststellung und Überprüfung der 
Identität der wirtschaftlich berechtigten Person spätestens bis zum 
31. Dezember 2018 nach Massgabe der am 1. Januar 2016 geltenden Sorg-
faltspflichtgesetzgebung zu wiederholen. 

8) Bei bestehenden Geschäftsbeziehungen, die vor dem 1. Januar 2016 
aufgenommen wurden und auf die nach Art. 11 keine verstärkten Sorg-
faltspflichten anzuwenden sind, ist die Feststellung und Überprüfung der 
Identität der wirtschaftlich berechtigten Person spätestens bis zum 
31. Dezember 2020 nach Massgabe der am 1. Januar 2016 geltenden Sorg-
faltspflichtgesetzgebung zu wiederholen. 

9) Bei bestehenden Geschäftsbeziehungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgenommen wurden und auf die vereinfachte Sorgfaltspflich-
ten nach dem bisherigen Art. 10 angewandt werden konnten, müssen die 
Sorgfaltspflichten nach Art. 5 Abs. 1 spätestens bis zum 31. Dezember 
2018 nachgeholt werden. 

10) Bestehende Vertragsverhältnisse im Sinne von Art. 13 Abs. 3 (In-
habersparhefte, -konten oder -depots) sind umgehend aufzulösen, sobald 
die entsprechenden Urkunden der Bank oder dem Postinstitut vorgelegt 
werden. Vermögensabflüsse sind nur unter gleichzeitiger Auflösung der 
entsprechenden Vertragsverhältnisse zulässig. Dabei muss die Bank oder 
das Postinstitut vor der Übertragung der Vermögenswerte den Inhaber 
der entsprechenden Urkunde und die wirtschaftlich berechtigte Person 
im Sinne der Art. 6 und 7 feststellen und überprüfen. 
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11) Die schriftliche Vereinbarung nach Art. 15 Abs. 3 Bst. b ist von 
Sorgfaltspflichtigen, welche die Pflichten nach Art. 15 Abs. 1 oder 2 nicht 
persönlich erfüllen, bis zum 1. September 2018 einzuholen. Die angemes-
sene Überprüfung nach Art. 15 Abs. 3 Bst. b hat ab Vorliegen der schrift-
lichen Vereinbarung zu erfolgen. 

12) Das Landgericht bleibt für Verfahren, die beim Inkrafttreten die-
ses Gesetzes hängig sind, zuständig. Die durch dieses Gesetz geänderten 
Strafbestimmungen sind in Strafsachen, in denen vor ihrem Inkrafttreten 
das Urteil erster Instanz gefällt worden ist, nicht anzuwenden. Nach 
Aufhebung eines solchen Urteils infolge eines ordentlichen Rechtsmittels 
oder eines anderen Rechtsbehelfs ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 des 
Strafgesetzbuches vorzugehen. 

13) Bis zum Abschluss der Harmonisierung des schweizerischen Zah-
lungsverkehrs auf ISO 20022 gelten Geldtransfers, bei denen alle am 
Zahlungsvorgang beteiligten Zahlungsdienstleister ihren Sitz in der 
Schweiz oder in Liechtenstein haben, als Geldtransfers im Sinne von Art. 5 
der Verordnung (EU) 2015/847, soweit die Einhaltung von Art. 4 der 
Verordnung (EU) 2015/847 aus technischen Gründen nicht möglich ist. 

III. 

Verweis auf die Richtlinie (EU) 2015/849 und Verordnung (EU) 
2015/847 

1) Wird in diesem Gesetz oder den dazu erlassenen Verordnungen 
auf Vorschriften der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfi-
nanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richt-
linie 2006/70/EG der Kommission oder auf Vorschriften der Verord-
nung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 verwiesen, so gel-
ten diese bis zu ihrer Übernahme in das EWR-Abkommen als nationale 
Rechtsvorschriften. 
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2) Der vollständige Wortlaut der Richtlinie (EU) 2015/849 und der 
Verordnung (EU) 2015/847 ist im Amtsblatt der Europäischen Union 
unter http://eur-lex.europa.eu veröffentlicht; er kann auch auf der Inter-
netseite der FMA unter www.fma-li.li abgerufen werden. 

IV. 

Inkrafttreten 

1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich Abs. 2 und 3 und unter Vorbehalt 
des ungenutzten Ablaufs der Referendumsfrist am 1. September 2017 in 
Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung. 

2) Art. 10, Art. 11 Abs. 1, 2 und 7 sowie Art. 22 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 3 treten am 1. März 2018 in Kraft. 

3) Art. 16, 20 und 20a treten am 1. Juni 2018 in Kraft. 

4) Art. 1 Abs. 3 tritt gleichzeitig mit dem Beschluss des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der Richtlinie (EU) 2015/849 
in Kraft. 

5) Art. 1 Abs. 4 tritt mit Inkrafttreten des Beschlusses des Gemein-
samen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der Verordnung 
(EU) 2015/847 ausser Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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